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EINLEITUNG 


Die jüngsten Veränderungen im Bereich der gemein- 
schaftlichen Energieversorgung waren so tiefgrei- 
fend, daß sie eine Anpassung der energiepolitischen 
Ziele notwendig machen. 

Die Erfahrungen, die man gegen Ende 1973 gemacht 
hat, sowie die Zukunftsaussichten müssen die Ge- 
meinschaft veranlassen, den Grad ihrer Abhängig- 
keit im Energiebereich gegenüber der übrigen Welt 
soweit irgend möglich zu verringern. Energische Maß- 
nahmen in diesem Sinne sind erforderlich, um so- 
wohl eine größere Versorgungssicherheit zu gewähr- 
leisten als auch krasse Preisveränderungen im Ener- 
giesektor zu vermeiden, durch die die Nützlichkeit 
durchgeführter Investitionen und die Zweckmäßig- 
keit getroffener Entscheidungen hinsichtlich der zu 
verfolgenden Wachstumsart ständig in Frage gestellt 
werden. 

Das Ziel der Entwicklung von Energiequellen, die 
größere Sicherheit bieten, wirft das Problem der 
Preisrelationen zwischen den verschiedenen Primär- 
energiequellen auf. Zwar können staatliche Maßnah- 
men in gewissem Maße die Versorgungsmöglichkei- 
ten verbessern, trotzdem wird ohne eine angemes- 
sene Preispolitik die Wirksamkeit dieser Maß- 
nahmen gefährdet sein. 

Wie im anderen Bereich müssen auch hier verschie- 
dene Faktoren berücksichtigt werden. Einerseits 
sollten die Energien, die man fördern möchte, zu 
möglichst niedrigen Preisen angeboten werden, um 
die Verbraucher zu veranlassen, von ihnen Gebrauch 
zu machen. Andererseits wird das Interesse der Pro- 
duzenten daran, die notwendigen Investitionen zu 
tätigen, um die künftige Entwicklung der Erzeugung 
sicherzustellen, nur angeregt, wenn die Rentabilität 
ausreichend ist. 

Schließlich muß besonders beachtet werden, welche 
Rolle die Verbraucher spielen können. Wenn die 
Verteuerung der Energie kurzfristig eine Verlang- 
samung der Nachfrage zur Folge hat, so kann sich 
diese Reaktion auf lange Sicht wieder abschwächen. 
Es ist daher wesentlich, den Verbrauchern ihre 
kollektive Verantwortlichkeit für eine bessere Ver- 
wendung der Energieressourcen, die in Zukunft 
knapper und teurer sein werden, bewußt zu machen. 

Doch wirft die beachtliche Erhöhung der Preise für 
eingeführtes Rohöl nicht nur Probleme im Energie- 
bereich auf: es erhebt sich auch die Frage einer 
Anpassung der Wirtschaftsstrukturen. 

In der unmittelbaren Zukunft macht die Verschlech- 
terung der Zahlungsbilanzen die meisten Besorg- 
nisse. Das Handelsdefizit, das hingenommen werden 
muß, wenn man über die gleiche Menge Erdöl wie 
bisher verfügen will, wird als unmittelbare Folge zu 
einer Erhöhung der Außenverschuldung der Gemein- 
schaft führen. 


Längerfristig wird sich das Gleichgewicht der Pro- 
duktionsfaktoren anpassen müssen, und zwar unter 
Berücksichtigung einerseits - was die Situation im 
Inneren anlangt - der Verteuerung der Energie und 
andererseits - im Verhältnis nach außen - der Not- 
wendigkeit einer Erhöhung der Einnahmen aus den 
Ausfuhren. Die Bedeutung dieser Anpassungen wird 
jedoch in den einzelnen Mitgliedstaaten unterschied- 
lich sein. Die Unterschiede in den Ausgangssituatio- 
nen und den mittelfristigen Aussichten sind in der 
Tat erheblich. Dies liegt in erster Linie an der Zah- 
lungsbilanzsituation vor der Energiekrise, am Ge- 
wicht der Rohöleinfuhren im Verhältnis zum BNP 
und daran, ob in absehbarer Zeit mit der Verfüg- 
barkeit von Ersatzenergien zu wettbewerbsfähigen 
Preisen zu rechnen ist. 

So ist in einigen Mitgliedstaaten die Lücke, die zur 
Wiederherstellung einer Gleichgewichtssituation der 
Zahlungsbilanz zu füllen ist, wesentlich größer als in 
anderen Ländern. In anderen Fällen beschränkt das 
Fehlen ausreichender traditioneller Energiequellen 
im eigenen Land die Möglichkeit, kurzfristig die Ab- 
hängigkeit zu mindern und macht besondere Investi- 
tionsanstrengungen zur Entwicklung der Kern- 
energie erforderlich. 

Diese Diskrepanzen sind gleichzeitig ein Vorteil und 
eine Gefahr für die Gemeinschaft. Ein Vorteil, weil 
eine zufriedenstellende Zusammenarbeit zwischen 
den Mitgliedstaaten eine bessere zeitliche Vertei- 
lung der zu bringenden Opfer vor allem zugunsten 
der besonders betroffenen Länder ermöglichen 
würde. Eine Gefahr, weil die unterschiedlichen 
Situationen und Aussichten möglicherweise zu einer 
Divergenz der Politiken und Prioritäten der einzel- 
nen Mitgliedstaaten führen können, was die poten- 
tiellen Vorteile des Gemeinsamen Marktes zunichte 
machen würde. Um dieser Gefahr vorzubeugen, ist 
es notwendig, so schnell wie möglich zu einer 
energiepolitischen Strategie auf Gemeinschaftsebene 
zu gelangen. 

Mit dieser Strategie muß ein doppeltes Ziel ange- 
strebt werden: die Einheit des Marktes und die Ver- 
sorgungssicherheit, zwischen denen eine enge Ver- 
bindung besteht: nur wenn die Solidarität unter den 
Mitgliedstaaten - Solidarität, die ihren Ausdruck in 
den Grundsätzen der Verteilung der Lasten und des 
freien Warenverkehrs findet - in normalen Situatio- 
nen ohne Behinderungen wirksam werden kann, 
kann sie auch im Falle von Versorgungsschwierig- 
keiten voll zum Tragen kommen. 

* * * 

Die Ereignisse fordern eine echte Strategie der Ge- 
meinschaft im Bereich der Energieversorgung. Die 
Kommission hat ihre Vorstellungen über eine der- 
artige Politik bereits in ihrer Mitteilung über die 
„Orientierung und vordringlichen Maßnahmen auf 
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dem Gebiet der gemeinschaftlichen Energiepolitik" J ) 
dargelegt, die auf drei Ansatzpunkten aufbaut: die 
Beziehungen zu den anderen Verbraucherländern, 
die Beziehungen zu den Erzeugerländern und die 
Organisation des Marktes. 

Was die beiden erstgenannten Themen anlangt, so 
verweist die Kommission auf ihre früheren Mittei- 
lungen an den Rat 2 ), wobei zu betonen ist, daß die 
dort angeregten Orientierungen mit der neuen 
Strategie, die sie im folgenden aufzeigt, voll verein- 
bar sind. Die Definierung einer Richtung für gemein- 
schaftliche Aktionen im Bereich der Energieversor- 
gung erfordert die Herstellung stabiler und ausge- 
wogener Beziehungen mit den Verbraucherländern 
sowie mit den Energieerzeugerländern, während 
eine solche Definierung schon von sich aus dazu bei- 
tragen würde, der mit den beiden Ländergruppen 
einzuleitenden Kooperation einen konkreten Inhalt 
zu geben. 

* * * 

Entsprechend den Zielsetzungen der neuen energie- 
politischen Strategie der Gemeinschaft ist die Kom- 
mission der Ansicht, daß Forschung und Entwicklung 
ein wichtiges Instrument dieser Strategie darstellen. 

Aufgrund der laufenden Vorbereitungsarbeiten 3 ) 
wird die Kommission dem Rat in Kürze eine Mit- 
teilung unterbreiten, die die vorrangigen For- 
schungsbereiche aufzeigt und die Bedeutung der 
dafür aufzubringenden öffentlichen und privaten 
Finanzmittel aufzeigt. 


Kapitel I 

Eine den neuen Gegebenheiten des Energiemarktes 
angepaßte Strategie 

In ihrer Mitteilung an den Rat über „Probleme und 
Mittel der Energiepolitik für den Zeitraum 1975 bis 
1985" 4 ) hat die Kommission ausgeführt, daß ange- 
sichts der Unsicherheiten hinsichtlich der Bedingun- 
gen des Erdölangebots vor allem zwei Hypothesen 
geprüft werden müßten: einerseits die eines stabilen 
Marktes mit einem gewissen Angebotsüberschuß 
und andererseits die eines Marktes, auf dem bei 
Verknappung des Angebots die Preise einen spür- 
baren Anstieg verzeichnen. 

Bei einer Analyse der Konsequenzen, die sich aus 
der Verwirklichung der zweiten Hypothese ergeben 
würden, kam die Kommission zu dem Ergebnis, daß 
„eine solche Preiseskalation, wenn sie so weit ginge, 
daß sich die Preisrelationen zwischen Erdöl und den 
konkurrierenden Energieträgern verschieben, die 
Struktur der Energienachfrage in der Gemeinschaft 
tiefgreifend verändern könnte" 5 ); das könnte führen 
zu einer 

— - Verlangsamung des Nachfragezuwachses beim 
Erdöl; 


— Ausweitung der Perspektiven für die Kern- 
energie; 

— potentiellen Zunahme des Erdgasangebots; 

— Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit des 
Kohlenbergbaus der Gemeinschaft und Entwick- 
lung eines größeren potentiellen Marktes für die 
Einfuhrkohle. 

Von diesen Perspektiven, die 1972 unrealistisch er- 
scheinen konnten, nun aber infolge der kräftigen 
Anhebung der Erdölpreise wahrscheinlich werden, 
muß in Zukunft die Formulierung einer Energie- 
politik für die Gemeinschaft ausgehen. Mehr noch 
als in der Vergangenheit wird man das Schwer- 
gewicht auf die Sicherheitsanforderungen legen und 
eine Versorgungsstruktur anstreben müssen, in der 
kein Entscheidungszentrum für die Versorgung eine 
derartige Bedeutung erlangen dürfte, daß es die 
globale Stabilität der Lieferströme unter Mengen- 
und Preisgesichtspunkten in Frage stellen könnte. 

Will sie diesem verstärten Erfordernis entsprechen, 
muß die Gemeinschaft unbedingt eine Aktionslinie 
annehmen, die genau definiert wird. Versäumt sie 
dies, so beschwört sie die unheilvollen wirtschaft- 
lichen Konsequenzen herauf, auf die in der Einlei- 
tung verwiesen wurde; außerdem würde sie dann 
ihre Energieversorgung konjunkturellen Schwan- 
kungen aussetzen, die zu meistern sie nicht in der 
Lage wäre. 

In diesem Kapitel werden nacheinander untersucht: 

— die Ziele, die sich die Gemeinschaft langfristig 
setzen müßte; 

— die Perspektiven in der näheren Zukunft sowie 
die sich daraus für die langfristige Strategie 
ergebenden Sachzwänge. 

Die wichtigsten Schlußfolgerungen, die aus diesen 
Perspektiven für die Politik für die einzelnen Ener- 
giequellen gezogen werden müssen, sind Gegen- 
stand der weiteren Kapitel. Ein letztes Kapitel ist 
schließlich der Untersuchung der Mittel und Wege 
gewidmet, die es ermöglichen sollen, die vorge- 
schlagenen Ziele zu erreichen. 

Die hier dargestellte Strategie beschränkt sich dar- 
auf, die hinsichtlich der Energieversorgung gege- 
benen Probleme zu untersuchen, doch fügt sie sich 
ein in eine ganze Reihe von Gemeinschaftspolitiken, 
die auch den Energiesektor betreffen: Umweltschutz, 


1) Vgl. Dok. KOM (73) 1481 endg. 

2) Vgl. Dok. KOM (73) 1320 und KOM (74) 90. 

3 ) Insbesondere aufgrund der Entschließung des Rates 
vom 14. Januar 1974 betreffend ein erstes Aktions- 
programm der Gemeinschaft auf dem Gebiet der Wis- 
senschaft und Technologie, der Leitlinien des von der 
Kommission in diesem Zusammenhang vorgelegten 
Energieforschungsprogramms, sowie des von einer 
Untergruppe erstellten Zwischenberichts. 

4 ) Dok. KOM (72) 1201. 

5) Dok. KOM (72) 1201 (S. 25) 
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wissenschaftliche und technische Forschung, Ver- 
kehr, Industriepolitik, Sozialpolitik, Zusammen- 
arbeit mit den Entwicklungsländern usw. Auf die 
sich in diesen Bereichen ergebenden Probleme wird 
nicht eingegangen; die Kommission verweist dies- 
bezüglich auf die Mitteilungen, die sie dem Rat be- 
reits vorgelegt hat 2 * * * 6 ) oder demnächst vorlegen wird. 
Die Kommission erinnert jedoch daran, daß die An- 
nahme einer Gemeinschaftsstrategie für den Energie- 
sektor für die energiepolitischen Aspekte der vorher 
erwähnten Politiken neue Impulse geben würde. 


A. Die langfristigen Ziele 

Es erscheint vernünftig, sich für das Ende des Jahr- 
hunderts als Ziel die Schaffung einer Versorgungs- 
struktur zu setzen, die im wesentlichen auf zwei 
Komponenten basiert: 

1. Im Vergleich zu den anderen Energiequellen bie- 
tet die Kernenergie ganz offensichtlich die vor- 
teilhafteste Lösung für die massive Produktion 
von Wärme zur Stromerzeugung oder zur indu- 
striellen Nutzung 7 ), und zwar wegen ihrer be- 
sonderen Eigenschaften hinsichtlich der Verfüg- 
barkeit, der Einsatzflexibilität, der Vorteile beim 
Transport und bei der Lagerung sowie unter Um- 
weltschutzgesichtspunkten. Unter diesen Bedin- 
gungen und unter Berücksichtigung insbesondere 
der Tatsache, daß die Brennstoffkosten bei den 
Gesamtkosten der Stromerzeugung nur eine be- 
scheidene Rolle spielen, könnte die Kernenergie 
einen hohen Grad an Versorgungssicherheit bie- 
ten, selbst wenn die Gemeinschaft nur über ge- 
ringe Vorkommen an Uranerzen verfügt. Mehr 
als bei den meisten anderen Energiequellen ist es 
nämlich möglich, diese Sicherheit durch eine 
Politik der Diversifizierung der Versorgungs- 
quellen und durch die Herstellung stabiler Be- 
ziehungen mit den Produzentenländern rasch zu 
erhöhen. Zwar wird die Entwicklung der Kern- 
energie nicht ohne Schwierigkeiten erreicht wer- 
den, doch scheint keine dieser Schwierigkeiten 
unüberwindbar, wenn die notwendigen Maßnah- 
men rechtzeitig eingeleitet und entschieden ver- 
folgt werden (Technologie, Umwelt, Standorte, 
Abfallbeseitigung, Investitionskapazitäten, Kapa- 
zitäten bei der Industrie, Ausbildung qualifizier- 
ter Arbeitskräfte). 

Diese Energiequelle, die um das Jahr 2000 
wenigstens 50 v. H. des Gesamtenergiebedarfs 
decken könnte, würde den weiteren Vorteil bie- 
ten, neben der industriellen Verwendung und der 
Stromerzeugung auch die Entwicklung einer 
Wasserstoffproduktion zu ermöglichen, die sich 
in den Rahmen der zweiten Komponente einfügt. 

2. Das Gas, das auf der Grundlage von verschiede- 

nen Primärenergiequellen gewonnen wird (in der 

Gemeinschaft gefördertes oder aus Drittländern 

importiertes Erdgas, Umwandlung von Erdöl 

oder festen Brennstoffen zu Synthesegas) könnte 


ungefähr ein Drittel des Energieverbrauchs clek- 
ken. Es würde sich insbesondere um Verwendun- 
gen zur Beheizung von Gebäuden oder in Indu- 
strien mit hohen Anforderungen (hohe Tempe- 
raturen, Metallverarbeitung, Synthese) handeln. 
Abgesehen von den ihr eigenen Vorteilen unter 
den Gesichtspunkten Umweltschutz und ratio- 
nelle Energieverwendung, weist die Komponente 
Gas langfristig noch den Vorteil auf, eine zusätz- 
liche Einsatzmöglichkeit für die Kernenergie zu 
bieten: die Infrastruktur für den Gastransport 
kann nämlich schrittweise für den Absatz von 
Wasserstoff oder Synthesegas, die mittels 
Wärme aus Kernenergie erzeugt werden, benutzt 
werden. 

Wenn sie sich auf den Aufbau einer auf Kernenergie 
und Gas basierenden Energiewirtschaft konzentriert, 
könnte es die Gemeinschaft erreichen, in etwa drei- 
ßig Jahren nur noch in geringem Ausmaße vom Erd- 
öl abhängig zu sein. Wenn man in Betracht zieht, 
daß einerseits gewisse Mengen an Steinkohle und 
Erdölerzeugnissen für die Erzeugung von Gas ein- 
gesetzt werden und daß andererseits dann die Ent- 
wicklung nichtkonventioneller Energien (insbeson- 
dere Sonnenenergie und Erdwärme) in geringem 
Maße ihren Anfang genommen haben könnte, dann 
wäre es möglich, daß auf Kohle und Erdöl, die in 
„traditioneller“ Weise eingesetzt werden, nur mehr 
ungefähr ein Viertel des Bedarfs entfällt. 

Die Realisierung dieser größenordnungsmäßig fest- 
gelegten langfristigen Zielsetzungen hängt ab von 
einer Reihe von Bedingungen, und zwar in erster 
Linie davon, 

— daß die zu ihrer Verwirklichung notwendigen 
Maßnahmen unverzüglich ergriffen werden müs- 
sen: insbesondere müssen die Forsch ungs- und 
Entwicklungsprogramme verstärkt und beschleu- 
nigt werden, um die noch zu überwindenden 
technologischen Probleme zur gewünschten Zeit 
lösen zu können; 

— daß die Verfolgung dieser Zielsetzungen verein- 
bar ist mit der Lösung der schwierigen Probleme, 
die sich kurz- und mittelfristig vor allem im Be- 
reich der Versorgungssicherheit ergeben; sie muß 
daher hinreichend flexibel sein, um sich gege- 
benenfalls an sich ändernde Gegebenheiten an- 
passen zu können. 

— daß diese Zielsetzungen schließlich nur dann ver- 
wirklicht werden können, wenn den Konsequen- 
zen, die sich aus ihrer Verwirklichung für das 


6 ) Vorläufiger Bericht über die Probleme der Umwelt- 
belastungen bei der Energieerzeugung 

7 ) Zur Zeit kommt lediglich der Elektrizitätserzeugung 
nennenswerte Bedeutung zu, doch werden sich lang- 
fristig für die Kernenergie potentielle Märkte auch in 
weiten Bereichen der Industrie, bei der Produktion 
von Synthesegas, bei der Dampferzeugung usw. 
ergeben. 
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natürliche Milieu und den Lebensraum (Schädi- 
gung des natürlichen Milieus durch Verschmut- 
zung und Verknappung der natürlichen Ressour- 
cen, Beeinträchtigung des Lebensraums durch 
räumliche Einschränkungen usw.) in einem mög- 
lichst fortgeschrittenen Entscheidungsstadium 
ausreichend Beachtung geschenkt wird. 


B. Zielsetzungen für 1985 

1. Neue Hypothesen und Schwierigkeiten 

Bei der Suche nach einer neuen Energieversorgungs- 
strategie für die kommenden zehn Jahre muß man 
sich zunächst die Frage vorlegen, ob die zugrunde- 
liegenden Hypothesen, die bisher als die wahr- 
scheinlichsten angesehen wurden, noch gelten oder 
weitergelten werden. 

Vier Punkte verdienen besondere Aufmerksamkeit: 

a) Das Tempo des Wirtschaftswachstums, insofern 
es den Energiebedarf beeinflußt. 

Die derzeitigen Perspektiven rechtfertigen es, da- 
von auszugehen, daß das früher für den Zeitraum 
1970-1985 angenommene durchschnittliche Wirt- 
schaftswachstum von ca. 5 v. H. nicht erreicht 
wird. Trotzdem wird im folgenden ein relativ 
hoher Prozentsatz von 4,5 v. H. zugrundegelegt, 
schon um eine zu niedrige Schätzung des 
Energiebedarfs zu vermeiden. 

b) Die Substitutionen seitens der Nachfrage 

Das neue Verhältnis, das sich zwischen den 
Kosten der verschiedenen Energiequellen gebil- 
det hat, wird eine Änderung der Nachfrage für 
die meisten dieser Energiequellen zur Folge 
haben. Doch muß eine Reihe von dem Energie- 
verbrauch eigenen Gegebenheiten berücksichtigt 
werden, die dazu führen, daß in bestimmten Ver- 
brauchssektoren der Übergang von einer zu einer 
anderen Energiequelle (und zwar sowohl aus 
technischen wie aus wirtschaftlichen Gründen) 
nicht oder nur mittels schrittweiser Anpassungen 
möglich ist. 

In der Praxis - und um nur einige Beispiele zu 
nennen - weisen Sektoren wie die Stahlindustrie 
oder der Kraftfahrzeugverkehr mittelfristig nur 
wenig Flexibilität auf, während der Bereich der 
Elektrizitätserzeugung, zu der die verschieden- 
sten Brennstoffe eingesetzt werden können, 
durch größere Anpassungsmöglichkeiten gekenn- 
zeichnet ist. Der Spielraum für die Ausarbeitung 
einer Energieversorgungsstrategie wird also 
durch diese die Nachfrage betreffenden Faktoren 
eingeschränkt. 

c) Fehlende Flexibilitäten auf Seiten des Angebots 

Bestimmte Energiequellen müssen in jedem Falle 
verwendet werden, sei es, daß es sich um ver- 
bundene Produktionen handelt (z. B. Kokerei- 


oder Raffineriegas), sei es, daß für die dafür er- 
forderlichen Investitionen langfristige Rentabili- 
tätsperspektiven gegeben sein müssen (z. B. Erd- 
öl aus der Nordsee, Erdgas, eventuelle neue 
Kohlezechen). Andere Energiequellen sind flexi- 
bler und ermöglichen es zum Beispiel, auf eine 
größere Sicherheit hinzuarbeiten. 

d) Die Investitionen 

Es ist nicht zu leugnen, daß trotz der erheblichen 
Erhöhungen, die in jüngster Zeit die Mineralöl- 
preise erfahren haben, die künftige Entwicklung 
der entsprechenden Preise der Substitutionsener- 
gien voller Ungewißheiten bleibt. Diese Unge- 
wißheiten könnten die Realisierung der Investi- 
tionen gefährden, deren Rentabilität durch kon- 
junkturelle Fluktuationen aufs Spiel gesetzt wer- 
den könnte, selbst wenn sie z. B. den Erforder- 
nissen einer verbesserten Sicherheit der Versor- 
gung entsprechen. 

Die zu entwickelnde Strategie muß zunächst für 
die Nachfrage eine größere Flexibilität schaffen 
und die Entwicklung von Angebotsquellen mit 
größerer Anpassungsfähigkeit anstreben; ein 
derartiges zweigleisiges Vorgehen braucht je- 
doch mehr oder weniger viel Zeit. Es wird er- 
forderlich sein, soweit technisch und wirtschaft- 
lich möglich auf Energiequellen mit erhöhter 
Sicherheit zurückzugreifen in dem Ausmaße, wie 
eine Nachfrage vorhanden ist, die diese Energien 
aufnehmen kann (entweder unmittelbar oder 
schrittweise über gewisse strukturelle Anpassun- 
gen). Der Fehlbetrag, der durch Energiequellen 
gedeckt werden muß, die mehr Risikofaktoren 
aufweisen, muß soweit möglich dem Teil der 
Nachfrage entsprechen, die eine größere Flexi- 
bilität aufweist. 

Die Strategie muß schließlich auch zahlenmäßig 
fixierte Zielsetzungen angeben, die einen Hand- 
lungsrahmen darstellen, wie ihn die Kommission 
bereits im Jahre 1968 angeregt hat 8 ). 


2. Struktur der Energiebilanz im Jahre 1985 

Angesichts dieser Schwierigkeiten scheint es sinn- 
voll, daß sich die Gemeinschaft für die nächsten 
Jahre die folgenden Ziele setzt: 

— Nachfrageseite 

a) die Verfolgung einer bewußten Politik des ratio- 
nelleren Energieverbrauchs, die durch die Aus- 
wirkungen des Preisanstiegs noch unterstützt 
wird, sollte es ermöglichen, die jährliche Bedarfs- 
zuwachsrate für die Zeit 1973-1985 um einen 


8 ) Erste Orientierung für eine gemeinschaftliche Energie- 
politik - Dok. KOM (68) 1040. Der Rat hat auf seiner 
88. Sitzung am 13. November 1969 die Grundprin- 
zipien dieser Mitteilung gebilligt, insbesondere die 
Notwendigkeit, mittelfristige Vorausschauen und 
Orientierungen für die verschiedenen Energiequellen 
auszuarbeiten (vgl. Dok. R/2206/69 [ENER 13]). 
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Punkt 9 ) zu senken, ohne daß dadurch das durch 
den Energieverbrauch erreichte Wirtschafts- oder 
Sozialprodukt in irgendeiner Weise zurückgeht. 
Es sollte sich damit erreichen lassen, daß der Ge- 
samtbetrag des Inlandsverbrauchs um 10 v. H. 
unter dem ursprünglich erwarteten Wert liegt 10 ). 

b) sobald dies möglich ist, ohne die Abhängigkeit 
vom Erdöl zu erhöhen, müßte der Elektrizitäts- 
verbrauch so gefördert werden, daß diese Ener- 
gieform 35 v. H. des Endverbrauchs gegenüber 
derzeit 25 v. H. deckt. Man würde damit einen 
möglichst großen Markt für die Kernenergie 
schaffen. Doch muß diese Förderung schrittweise 
erfolgen, um nicht in Widerspruch zu geraten mit 
dem Ziel, den Verbrauch von Mineralölerzeug- 
nissen in Kraftwerken zunächst nicht mehr an- 
s Leigen zu lassen und dann zu senken; 

— Angebotsseite 

c) der Ausbau der Kernenergiekapazitäten wird 
beschleunigt: auf diese Energiequelle sollte Mitte 
des nächsten Jahrzehnts die Hälfte der Elektrizi- 
tätserzeugung entfallen. Das zu setzende Ziel 
müßte auch die Entwicklungsmöglichkeiten der 
Kernenergie im Bereich der Erzeugung von Indu- 
striewärme berücksichtigen. Die Möglichkeit, ins- 
gesamt über eine Kapazität von mehr als 200 
GW zu verfügen, scheint unter bestimmten Vor- 
aussetzungen hier angegeben werden zu können; 

d) der Verbrauch fester Brenstoffe müßte zuneh- 
men, wobei einerseits auf die Förderung in der 
Gemeinschaft, deren derzeitiges Niveau wenig- 
stens stabilisiert werden muß, und andererseits 
maximal auf unter zufriedenstellenden Preis- und 
Sicherheitsbedingungen mögliche Steinkohleein- 
fuhren zurückgegriffen werden muß; 

e) der möglicherweise erhöhten Nachfrage nach Erd- 
gas muß eine Angebotsausweitung entsprechen, 
und zwar sowohl aus gemeinschaftlichen Vor- 
kommen wie aus außergemeinschaftlichen Liefe- 


rungen, wenn die notwendigen wirts chaftlichen 
Bedingungen erfüllt sind; 

f) unter diesen Bedingungen und wie die Kommis- 
sion schon 1972 ausführte, „würde sich der Erd- 
ölverbrauch im wesentlichen auf Erzeugnisse für 
spezifische Verwendungszwecke konzentrieren, 
d. h. vor allem Treibstoffe und den Einsatz als 
Rohstoff. Der Verbrauch flüssiger Brennstoffe 
würde sich mehr oder weniger auf die Mengen 
beschränken, die zwangsläufig bei der Raffinie- 
rung der genannten Erzeugnisse mit spezifischer 
Verwendung anfallen' 1 u ). Verstärkt noch durch 
die vorerwähnte Rationalisierung (vgl. a)), 
würde dieser Substitutionsvorgang nach und 
nach den Zuwachs des Rohölbedarfs anhalten; 
als Ziel kann man sich vornehmen, daß dieser Be- 
darf nach einem verlangsamten Wachstum bis 
gegen 1978/1980 Mitte der 80er Jahre nur gering- 
fügig über dem 1973 erreichten Niveau liegt. Von 
diesem Zeitraum an wird die Lieferung aus 
neuen Versorgungsquellen (Nordsee) zu einer 
spürbaren Einschränkung des Anteils der der- 
zeitigen Lieferländer an der Versorgung der 
Gemeinschaft beitragen. 

Die folgende Tabelle vergleicht diese Zielsetzungen 
mit einerseits der derzeitigen Aufteilung des Ver- 
brauchs auf die verschiedenen Energiequellen und 
andererseits den 1972 aufgestellten Perspektiven. 


9 ) Die für den Zeitraum 1971/1985 und für die Neuner- 
gemeinschaft Anfang 1973 aufgestellten Voraus- 
schauen basierten auf einer jährlichen Zunahme des 
Gesamtbedarfs (= Inlandsverbrauch und Exporte und 
Bunker) von durchschnittlich 4,6 v. H. in den Jahren 
1971 bis 1985. Unter Berücksichtigung der 1972 und 
1973 beobachteten Verlangsamung müßte während 
des Zeitraums 1973/1985 der Prozentsatz, der es er- 
möglichen würde, den ursprünglich für 1985 ange- 
setzten Betrag zu erreichen, 5 v. H. betragen. Das Ziel 
entspricht einem Durchschnittswert von 3,8 v. H. für 
die Zeit 1973/1985. 

19 ) Es wird angenommen, daß die Werte Exporte und 
Bunker nicht eingeschränkt werden können. 

») Dok. KOM (72) 1201, S. 25 


Primärenergiegesamtbedarf *) der Gemeinschaft im Jahre 1985 



1973 

Schätzungen 

1985 

Ursprüngliche 
Perspektiven **) 

1985 

Ziele 


mio t 
ROE 

v. H. 

mio t 
ROE 

v. H. 

mio t 
ROE 

v. H. 

Feste Brennstoffe 

227 

22,6 

175 

10 

250 

16 

Erdöl 

617 

61,4 

1160 

64 

655 

41 

Erdgas 

Wasserkraft und 

117 

11,6 

265 

15 

375 

24 

Verschiedenes 

30 

3,0 

40 

2 

35 

2 

Kernenergie 

14 

1,4 

160 

9 

260 

17 


1005 

100 

1800 ! 

100 

1575 

100 


*) Inlandsverbrauch sowie Exporte und Bunker 

**) Quelle: „Perspektiven für die Entwicklung des Primärenergiebedarfs in der Gemeinschaft (1975-1980-1985)" 
(Dok. SEK (72) 3283 endg.), ergänzt durch eine im Januar 1973 erstellte Schätzung für die neuen Mitglied- 
staaten (Dok. SEK (73) 128). 
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ZUSAMMENFASSUNG 

der Ziele einer Energieversorgungspolitik 
der Gemeinschaft im Jahre 1985 

I. Energienachfrage 

1. Durch rationelle Energieverwendung Reduzie- 
rung des Inlands Verbrauchs um 10 v. H. gegen- 
über den ursprünglich für 1985 vorgesehenen 
Werten. 

2. Nach Maßgabe der Entwicklung der Kernenergie 
Erhöhung des Verbrauchs von Elektrizität, auf 
die 35 v. H. des Energieverbrauchs entfallen 
sollten (1973: 25 v. H.). 

II. Energieangebot 

1. Beschränkung der Abhängigkeit der Gemein- 
schaft von Energieeinfuhren aus Drittländern auf 
40 v. H. (1973:63 v. H.). 

2. Erdöl 

• Beschränkung seines Anteils an der Energie- 
versorgung auf 40 v. H. (1973: 60 v. H.). 

• Bei der Erdölversorgung Beschränkung der 
Einfuhrabhängigkeit auf 75 v. H. (1973: 98 
v. H.) r was eine Förderung von 180 Mio t in 
der Gemeinschaft voraussetzt. 

• Neuorientierung der Nachfrage, insbesondere 
durch Bemühungen zur Einschränkung des 
Verbrauchs von schwerem Heizöl in Wärme- 
kraftwerken. 

3. Feste Brennstoffe 

• Aufrechterhaltung der Förderung auf ihrem 
derzeitigen Niveau (f. Steinkohle: 180 Mio t 
RÖE bzw. 225 Mio t SKE), Erhöhung der Im- 
porte (35 Mio t RÖE im Jahre 1985), Über- 
lassung eines Anteils von 15 v. H. (1973: fast 
23 v. H.) der Energieversorgung an die festen 
Brennstoffe. 


• Neuorientierung der Nachfrage der Wärme- 
kraftwerke, die möglichst oft und wenigstens 
immer dann, wenn die Kernenergie nicht zur 
Verfügung steht, Steinkohle einsetzen sollten 
(d. h. Ersatz der Mineralölerzeugnisse und 
des Erdgases). 

4. Erdgas 

• Sehr starker Einsatz dieser Energiequelle, 
deren Anteil an der Versorgung von ungefähr 
12 v. H. im Jahre 1973 auf 25 v. H. im Jahre 
1985 ansteigen sollte. Dafür 

— mindestens Verdoppelung der Förderung 
in der Gemeinschaft (115 Mio t RÖE im 
Jahre 1973); 

— ausgedehnter Rückgriff auf Einfuhren 
diversifizierter Provenienz; 

• Auf der Nachfrageseite Abbau des Einsatzes 
in Wärmekraftwerken. 

5. Kernenergie 

• Gewährleisten, daß um 1985 um die 50 v. H. 
des Elektrizitätsbedarfs von Kernkraftwerken 
gedeckt werden, was eine installierte Lei- 
stung von wenigstens 200 GWe für die Elek- 
trizitätserzeugung ( + 20 GWe für andere Ver- 
wendungen) voraussetzt. 


III. Die Abhängigkeit von Energieeinfuhren 

Der Umfang der in der Gemeinschaft verfügbaren 
natürlichen Ressourcen erlaubt es dieser nicht, sich 
ein Ziel zu setzen, das die energiewirtschaftliche Un- 
abhängigkeit auf mittlere Sicht zum Gegenstand 
hätte. Das neue Gesicht des Marktes verpflichtet die 
Gemeinschaft indessen dazu, sich der Erhöhung der 
Versorgungssicherheit als einer wichtigen Aufgabe 
anzunehmen. Die weiter oben genannten Zielsetzun- 
gen liegen auf dieser Linie und könnten es ermög- 
lichen, den Anteil der Einfuhrenergie am Gesamt- 
verbrauch von 60 auf 40 v. H. zurückzuschrauben. 


Struktur der Bilanzen 1985 nach Herkunft *) 



1973 

Schätzungen 

1985 

ursprüngliche 

Perspektiven 

1985 

Ziele 


Mio t 


Mio t 


Mio t 



RÖE 

v. H. 

RÖE 

v. H. 

RÖE 


■ 

Produktion **) 

370 

37 

640 

36 

915 


Einfuhr 

635 

63 

1160 

64 

660***) 


1005 

100 

1800 

100 

! 1575 



*) Gesamtbedarf für die Gemeinschaft (Inlandsverbrauch + Exporte + Bunker) 
**) inkl. Kernenergie 

***) inkl. außergemeinsch. Nordsee (= 50 bis 100 Mio t bzw. 3 bis 6 v. H.). 
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DEGRE DE DEPENDANCE VIS A VIS DE L'ENERGIE IMPORTEE 


1973 

ESTIMATION 



Production 

y compris Energie 
nuclöaire 


Importation 



PERSPECTIVE 



y. compris mer 
du Nord non C. E. E. 


OBJECTIF 
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Doch ist es erforderlich, den durch diese globalen 
Prozentzahlen angegebenen Abhängigkeitsgrad noch 
zu nuancieren. Einerseits kann auch die innerge- 
meinschaftliche Produktion nur insoweit als völlig 
sicher angesehen werden, als sie physische Verfüg- 
barkeit mit Preisstabilität verbindet. Aufgrund die- 
ses Kriteriums wurde ihr Anteil im Angebot der ver- 
schiedenen Energiequellen festgelegt. Außerdem ist 
die Kernenergie insgesamt, obwohl aus eingeführten 
spaltbaren Materien gewonnen, wegen der ihr eige- 
nen besonderen Eigenschaften, die bereits oben er- 
wähnt sind, einheimischer, den vorgenannten Krite- 
rien entsprechender Energie gleichgestellt worden. 
Andererseits gilt auch im Rahmen des Einfuhranteils 
von 42 v. H. für die verschiedenen potentiellen Ener- 
giequellen unter mengenmäßigen und preislichen 
Gesichtspunkten ein unterschiedliches Sicherheits- 
niveau. Es ist daher möglich, eine globale Sicherheit 
zu erlangen, die höher einzuschätzen ist als das, was 
sich aus einem einfachen Vergleich zwischen ein- 
heimischen und eingeführten Energien ergibt. 

Die zu verfolgende Strategie muß daher in ver- 
schiedenen Bereichen spielen und 

- — strukturelle Anpassungen der Nachfrage begün- 
stigen, die es ermöglichen, deren Wachstums- 
rhythmus zu verlangsamen; 

— im Rahmen des Möglichen die Anpassung der 
Nachfrage an eine neue Angebotsstruktur, in der 
der Anteil der Energien mit geringem Sicherheits- 
grad möglichst gering wäre, begünstigen; 

— die Entwicklung neuer Energiequellen, die unter 
Mengen- und Preisgesichtspunkten möglichst 
sicher sind, begünstigen; 

— Bedingungen schaffen, die es ermöglichen, die 
Sicherheit der Energien zu verbessern, die zwar 
die größten Risiken aufweisen, auf die man aber 
nicht verzichten kann. 

Unter diesen Voraussetzungen erscheint es nicht 
unmöglich, in den Gesamtbilanzen für 1985 den An- 
teil der Energien mit erhöhtem Sicherheitsrisiko auf 
25 v. H. (gegenüber 50 v. H. in den ursprünglichen 
Perspektiven) zu beschränken. 

IV. Natur und Tragweite der Ziele 

Es muß betont werden, daß es sich bei den vor- 
stehenden Zahlen nicht um Vorausschauen, sondern 
um Zielsetzungen handelt. In diesem Sinn wird mit 
ihnen eine Konkretisierung von Natur und Umfang 
eines politischen Engagements angestrebt, das die 
Gemeinschaft eingehen müßte, um der Struktur ihrer 
Versorgung eine festgelegte Orientierung zu geben. 

Diese Ziele müssen jedoch hinsichtlich Raum und 
Zeit genügend Flexibilität aufweisen. Was den 
Raum anlangt, so ist es deutlich, daß ihre Verwirk- 
lichung in den einzelnen Mitgliedstaaten entspre- 
chend den Ausgangssituationen sowie den beson- 
deren Möglichkeiten und Schwierigkeiten angepaßt 
werden muß. Doch verlangt ihre Verfolgung auf Ge- 
meinschaftsebene eine zusammengefaßte Verant- 


wortlichkeit der Unternehmen, der Mitgliedstaaten 
und der Gemeinschaft. Entsprechend den für die ver- 
schiedenen Protagonisten gegebenen Umständen 
und im Rahmen ihrer Zuständigkeiten können sich 
diese veranlaßt sehen, nach unterschiedlichen Zeit- 
plänen und Modalitäten vorzugehen, doch müßte die 
Gesamtheit ihrer Aktionen nach den auf Gemein- 
schaftsebene festgelegten Leitlinien zusammengefaßt 
werden. 

Was den Zeitfaktor anlangt, so hat die Kommission 
bereits betont, daß die Notwendigkeit, über einen 
Handlungsrahmen zu verfügen, um die Kontinuität 
der Energiepolitik zu gewährleisten, die Anpassung 
dieses Handlungsrahmens an eventuelle Änderun- 
gen der Gegebenheiten, auf die er sich gründet, nicht 
unmöglich machen darf 12 ). Es wird eine der Auf- 
gaben des durch Ratsentscheidung vom 30. Januar 
1974 geschaffenen Energieausschusses sein, die 
Kommission bei der periodischen Überprüfung der 
Ziele zu unterstützen, um es dieser zu ermöglichen, 
gegebenenfalls Vorschläge zu ihrer Änderung auszu- 
arbeiten. 

Diese Ziele lassen sich im übrigen nicht von dem 
Komplex der anderen Gemeinschaftspolitiken tren- 
nen. Sie leisten z. B. einen Beitrag zur inhaltlichen 
Bestimmung der Aktionen, die auf den Gebieten 
Umweltschutz, auswärtige Beziehungen, wissen- 
schaftliche und technische Forschung, Industriepolitik 
usw. eingeleitet werden. 

V. Finanzielle und Haushaltsgesichtspunkte 13 ) 

Gekennzeichnet durch einen erhöhten Einsatz in der 
Gemeinschaft erzeugter Energien und insbesondere 
durch eine verstärkte Entwicklung der Kernenergie 
erfordert die vorgeschlagene Strategie sicherlich er- 
hebliche Anstrengungen auf dem Gebiet der Inve- 
stitionen. Doch könnte sich die Gemeinschaft diese 
Anstrengungen wirklich ersparen, ohne zu noch grö- 
ßeren Bemühungen auf dem Gebiet der Ausfuhren 
bereit zu sein. Das Dilemma „investieren oder 
importieren" im Energiesektor führt nämlich, ge- 
samtwirtschaftlich gesehen, wegen des auf lange 
Sicht erforderlichen Gleichgewichts der Handels- 
bilanzen zu der Alternative „Investitionsanstrengun- 
gen oder Exportanstrengungen". In beiden Fällen 
lassen sich die Kosten dieser Bemühungen unter 
dem Gesichtspunkt einer eventuellen Verlang- 
samung des Verbrauchs bemessen. Die Kosten der 
vorgeschlagenen Politik sind daher nicht damit zu 
vergleichen, was vor der Mineralölkrise vorhanden 
war, sondern mit den Kosten, die sich unter den 
neuen Bedingungen des Energiemarktes durch eine 
weniger volontaristische Energieversorgungspolitik 
ergeben könnten. 

12 ) vgl. Erste Orientierung für eine gemeinschaftliche 
Energiepolitik (Dok, KOM (68) 1040), Kapitel A: 
Handlungsrahmen. 

13 ) Die Kommission beabsichtigt, dem Rat zu einem spä- 
teren Zeitpunkt eine eingehendere Mitteilung über die 
sich aus dieser Strategie ergebenden Aspekte auf dem 
Gebiet der Investitionen zu übermitteln. 
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Wenn es daher angebracht ist, die Frage nach den 
Belastungen zu stellen, die die Investitionen im 
Energiebereich (wobei bei dieser Betrachtungsweise 
die in anderen Industriesektoren induzierten Investi- 
tionen außer Betracht bleiben) für die europäische 
Wirtschaft bedeuten, so darf man indessen deren 
Kosten nicht als Differentialkosten im Vergleich zu 
einer Hypothese spontaner Entwicklung ein- 
schätzen. 

Schließlich ergibt sich noch ein drittes Problem hin- 
sichtlich der Investitionsentscheidungen, denn es ge- 
nügt nicht, daß die Investitionsanstrengungen 
makro-ökonomisch möglich sind: die einzelnen Un- 
ternehmen müssen auch in der Lage sein, diese 
Investitionen vorzunehmen. 

a) Das Gewicht der Energieinvestitionen im Rahmen 
der europäischen Wirtschaft 

Die Verwirklichung der Zielsetzungen stellt sich 
unter dem Investitionsaspekt wie folgt dar; 

— Die Investitionen für den gesamten Energie- 
sektor könnten sich für den Zeitraum 1975 bis 
1985 auf einen kumulativen Betrag von an- 
nähernd etwa 300 Milliarden Dollar nach dem 
Wert von 1973 belaufen. 

— Auf den Elektrizitätssektor entfiele dabei der 
größte Teil, wobei Gesamtaufwendungen in 
der Größenordnung von 150 bis 180 Milliar- 
den Dollar, davon 120 für die Kernenergie zu 
erwarten sind. Die Zahlen für den Kohlen- 
wasserstoffsektor sind von größerer Unge- 
wißheit gekennzeichnet, doch kann man an- 
nehmen, daß die verstärkte Heranziehung von 
Erdgas und Erdöl aus gemeinschaftlichen Vor- 
kommen und ein gewisser Rückgang der In- 
vestitionen im Raffineriebereich Aufwendun- 
gen von etwa 110 Milliarden Dollar (Wert 
von 1973) zur Folge haben könnte. Schließlich 
müßte die Aufrechterhaltung der Förderung 
fester Brennstoffe den Einsatz von ungefähr 
6 Milliarden Dollar erfordern. 

— Während die Investitionen im Energiebereich 
in den Jahren 1965-1970 ungefähr 1,5 v. H. 
des Sozialprodukts der Gemeinschaft aus- 
machten, wird sich dieser Prozentsatz für die 
Periode 1975-85 auf 2 bis 2,5 v. H. belaufen. 
Sehr generell gesehen würde der Investitions- 
zuwachs zwischen 0,5 v. H. und 1 v. H. des 
Bruttosozialprodukts der Gemeinschaft liegen. 
Für sich allein genommen würde diese Zu- 
nahme der Investitionen nur relative gering- 
fügige Opfer für den Privatverbrauch bedeu- 
ten, doch würden diese zu den Einschränkun- 
gen hinzukommen, die auf jeden Fall notwen- 
dig sein werden, um die Exporte zu steigern. 

Doch ergeben sich unterschiedliche Situatio- 
nen in den verschiedenen Mitgliedstaaten, 
einmal wegen der unterschiedlichen Energie- 
versorgungsstrukturen und zum anderen we- 
gen ihrer allgemeinen Wirtschaftslage. Die 


Notwendigkeit der Aufrechterhaltung eines 
individuellen Gleichgewichts im Rahmen 
eines globalen Gleichgewichts kann in be- 
stimmten Fällen zu strukturellen Veränderun- 
gen führen, die einen Appell an eine be- 
stimmte Form gemeinschaftlicher Solidarität 
rechtfertigen können. 

b) Die Kosten der vorgeschlagenen Politik 

Ohne jegliche gemeinschaftliche Strategie wür- 
den die neuen Mineralölpreise in einem Ver- 
brauchsanstieg bei Erdöl und Energie insgesamt 
ihren Niederschlag finden, der zwar weniger 
stark wäre, als man vor der Krise erwartet hatte, 
der aber doch höher wäre als das, was die vor- 
geschlagene Politik impliziert. Die zusätzlichen 
Kosten, die erforderlich sind, um die Ziele zu er- 
reichen, müssen an einer solchen Hypothese der 
spontanen Entwicklung des Marktes gemessen 
werden. 

Als Ergebnis einer ersten Abschätzung und unter 
der Bedingung, daß sich langfristig eine spürbare 
Senkung der reellen Preise für eingeführtes Erd- 
öl nicht ergeben wird, kann man davon ausgehen, 
daß die vorgeschlagene Strategie, was die Inve- 
stitionen anlangt, für den Zeitraum 1975 bis 1985 
zusätzliche Nettoaufwendungen von insgesamt 
ungefähr 10 Milliarden Dollar zur Folge hätte, 
daß sie aber während des gleichen Zeitraums 
eine Nettoeinsparung von ungefähr 50 Milliarden 
Dollar auf dem Gebiet der Zahlungen nach außen 
bedeuten würde. In beiden Fällen handelt es sich 
um kumulierte Werte in konstanten Dollars nach 
dem Wert von 1973. 

Insgesamt ergibt sich, daß die von der neuen 
Strategie veranlaßten zusätzlichen Investitionen 
in keinem Verhältnis stehen zu den Exportbe- 
mühungen, die die europäische Wirtschaft auf- 
bringen müßte, um die Kohlenwasserstoffeinfuh- 
ren zu kompensieren. Weiter sind diese zusätz- 
lichen Investitionen als solche kein absolutes 
Hindernis, da die Akzentverlagerung auf die 
Kernenergie ausschließlich den Kraftwerkssek- 
tor berührt (die Investitionen für Transport und 
Verteilung bleiben in etwa in der gleichen Grö- 
ßenordnung, unabhängig von der Produktionsart) 
und geringere Investitionen im Raffineriesektor 
ermöglicht. 

Schließlich führt die neue Strategie, makroökono- 
misch gesehen, zu einer Versorgungssicherheit, 
die die Kosten der Versorgung nicht erhöht, son- 
dern diese im Gegenteil schrittweise wirtschaft- 
licher macht. Zwar könnte eine grundlegende 
Senkung der Preise der Einfuhrenergien zu einer 
Umkehrung der Situation führen; kann man je- 
doch vernünftigerweise eine Kostensenkung bei 
den Einfuhrenergien erwarten, wenn man ihnen 
nicht einen Wettbewerber, also eine gemein- 
schaftliche Energiequelle entgegenstellt? 
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c) Die Investitionsentscheidung 

Wenn man der neuen Strategie ihre makro- 
ökononomischen Möglichkeiten und Notwendig- 
keiten zuerkennt, muß man sich ihrer Verwirk- 
lichung annehmen. Die Unternehmen können vor 
mehreren Hindernissen zögern, insbesondere den 
mit Umfang und Dauer der vorgesehenen Inve- 
stitionen verbundenen Finanzierungsproblemen 
sowie der Unsicherheit hinsichtlich der zukünf- 
tigen Entwicklung der Energiepreise. Diese bei- 
den Elemente sind entscheidend für die Berech- 
nung der Rentabilität der Investitionen und da- 
mit für die Investitionsentscheidung als solche. 

Wenn die Gemeinschaft die Mittel für ihre Politik 
gewährleisten will, dann muß sie klar zu dem 
Problem der Preise und der indirekten Besteue- 
rung auf diesem Gebiet Stellung nehmen. 

Es wird damit deutlich, daß eines der wichtigsten 
Instrumente, die man schaffen muß, eine Preis- 
politik ist, die den im Rahmen der Zielsetzungen 
gemachten Investitionen die Bedingungen einer 
ausreichenden Rentabilität auf lange Sicht bieten. 
Eine solche Politik muß gegebenenfalls je nach 
Sachlage von Maßnahmen begleitet sein, mit 
denen man einen Anreiz gibt zur Beschleunigung 
solcher Investitionen, die anderenfalls nicht ge- 
macht würden, oder von steuerlichen Maßnah- 
men, um die Schaffung einer Differentialrente zu- 
gunsten von Energien mit niedrigen Gestehungs- 
kosten zu vermeiden. 

Der Umfang der in Frage stehenden Investitionen 
wird die Unternehmen unweigerlich dazu veran- 
lassen, auf den internationalen Kapitalmarkt zu 
gehen; es ist daher von Bedeutung, daß die Ge- 
meinschaft derartige Finanzierungen erleichtert. 


d) Haushaltsgesichtspunkte 

Die vorgeschlagene Strategie impliziert nur in- 
soweit neue haushaltsmäßige Belastungen, als 
die Mitgliedstaaten oder die Gemeinschaft Maß- 
nahmen zur Verlangsamung oder zur Beschleu- 
nigung spontaner Entwicklungen ergreifen 
müßten. 

In den folgenden Kapiteln sind verschiedene der- 
artige Maßnahmen vorgeschlagen, ohne daß es 
indessen schon möglich wäre, ihren Umfang und 
ihre Modalitäten sowie die damit verbundenen 
Kosten abzuschätzen. Um Größenordnungen fest- 
zulegen, könnte man sich beispielsweise fragen, 
welches Aufkommen mittels einer mäßigen Ab- 
schöpfung auf den Energieverbrauch erzielt wer- 
den könnte, und diesen Betrag mit den Summen 
vergleichen, die bereits für energiepolitische Ak- 
tionen der Gemeinschaft oder der Mitgliedstaaten 
aufgewendet werden oder mit gewissen jüngsten 
Vorschlägen der Kommission verbunden wären. 


So hätte zum Beispiel eine Abgabe von 0,07 RE 
pro Tonne RÖE des Energiegesamtverbrauchs in 
der Gemeinschaft im Jahre 1973 einen Betrag von 
70 Mio RE erbracht. Folgende Elemente können 
zum Vergleich mit diesem Betrag herangezogen 
werden. 

— Ein Betrag von jährlich 25 Mio RE ist für die 
Unterstützung gemeinschaftlicher Vorhaben 
im Bereich der Kohlenwasserstoffe 14 ) für die 
Haushaltsjahre 1974 bis 1976 vorgesehen. 

— Die im Rahmen der Kommissionsentscheidun- 
gen 3/71/EGKS und 73/287/EGKS von den 
Mitgliedstaaten gewährten unmittelbaren und 
mittelbaren Beihilfen belaufen sich im Jahre 
1973 auf etwa 1,5 Milliarden RE. 

Auf der anderen Seite, d. h. bei den Einnahmen, 
erhöhen sich aufgrund der neuen Preissituation die 
Beträge, die den Mitgliedstaaten aus den indirekten 
Steuern, die nach dem Wert der Erzeugnisse erhoben 
werden, zufließen. Außerdem können sich die Auf- 
wendungen zur Subventionierung der Kohlen- 
industrie in gewisser Weise verringern. 

Es wäre somit möglich, die mit der Billigung der vör- 
geschlagenen Strategie verbundener haushaltsmäßi- 
gen Belastungen in bestimmten Grenzen zu halten. 
Wie schon bei den Investitionen sind Garantien hin- 
sichtlich der Stabilität des Marktes ein wichtiges 
Element für die zu treffende Wahl. Sie müßten die 
Übernahme langfristiger haushaltsmäßiger Engage- 
ments motivieren. Indessen würde es das Verfahren 
periodischer Überprüfungen der Zielsetzungen er- 
möglichen, unnötig werdende Belastungen so weit 
nötig zu beseitigen. 

Um 1985 den eben genannten Zielsetzungen näher- 
zukommen, wird es erforderlich sein, für jede Ener- 
giequelle eine wirkliche Versorgungspolitik zu be- 
treiben, die auf Gemeinschaftsebene wie auf der 
Ebene der Mitgliedstaaten geeignete administrative 
und finanzielle Maßnahmen der Anregung oder 
Abschreckung umfaßt. 

Die nachstehenden Kapitel behandeln diese Maß- 
nahmen in ihren großen Zügen. 


Kapitel II. 

ELEKTRIZITÄT UND KERNENERGIE 

Im Rahmen der neuen Aufteilung des Gesamt- 
energiebedarfs auf die verschiedenen Energieträger 
ist darauf hinzuwirken, daß aus Gründen des Preises 
und der Versorgungssicherheit die Elektrizität einen 


14 ) Verordnung (EWG) Nr. 3056/73 des Rates vom 
9. November 1973 Amtsblatt der Europäischen Gemein- 
schaften Nr. L 312/1 vom 13. November 1973 
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möglichst großen Anteil deckt. Die Brennstoffkosten 
von klassischen Wärmekraftwerken machen nämlich 
nur ungefähr ein Drittel der Stromkosten für den 
Endverbraucher aus. Mit der Ausweitung des Ein- 
satzes der Kernenergie, bei der die Brennstoffkosten 
noch weniger ins Gewicht fallen, wird der Einfluß 
der Kosten der fossilen Brennstoffe auf die Elektrizi- 
tätspreise weiter zurückgehen. 

Andererseits ist die Elektrizität als sichere Energie 
anzusehen, da sie auf der Grundlage der verschie- 
densten Primärenergien erzeugt werden kann. 


A. Die Elektrizitätsnachfrage 

Im Laufe der letzten 10 Jahre belief sich die Zu- 
wachsrate der Elektrizitätsnachfrage in der Gemein- 
schaft auf durchschnittlich 7,2 v. H./Jahr, was einer 
Verdoppelung alle zehn Jahre entspricht. 

Die wirtschaftlichen Vorteile dieses Energieträgers 
sowie die damit verbundene Versorgungssicherheit 
müßten seine Entwicklung beschleunigen, und zwar 
insbesondere in den Sektoren Gebäudeheizung und 
Transportwesen. 

Dieser Nachfragezuwachs darf sich jedoch nicht zum 
Nachteil des globalen Energiegleichgewichts dadurch 
auswirken, daß er die Abhängigkeit von Mineralöl- 
erzeugnissen erhöht; er muß daher im Zusammen- 
hang stehen mit der Entwicklung des Anteils der 
Kernenergie an der Elektrizitätserzeugung. 

Es ist zur Zeit kaum möglich, eine Zuwachsrate ins 
Auge zu fassen, die die der letzten Jahre übersteigt. 
Erst von 1980 an wird die Substitution von Erdöl- 
erzeugnissen durch Elektrizität wirklich deutlich 
werden. Die jährliche Zuwachsrate des Elektrizitäts- 
verbrauchs könnte sich dann auf 8 v. H. belaufen, 
um in den Jahren 1985 bis 1990 9 v. H. zu erreichen. 
Der Anteil der Elektrizität am gesamten Primärener- 
gieverbrauch würde dann 35 v. H. ausmachen gegen- 
über zur Zeit 25 v. H. 

Diese Förderung der Elektrizität hängt zu einem 
guten Teil ab vom rationellen, zu einer besseren 
Rentabilität der Investitionen führenden Einsatz des 
Kraftwerkparks. Die Regelmäßigkeit der Nachfrage 
während des Tages, der Woche und des Jahres ist 
für einen wirtschaftlichen Betrieb der Kernkraft- 
werke sehr wichtig. Weiter müßte durch geeignete 
Maßnahmen auf dem Gebiet der Stromtarife der 
Verbrauch außerhalb der Spitzenstunden gefördert 
werden. 

Schließlich müßten sehr schnell tarifmäßige Anpas- 
sungen, die die tatsächlichen Produktions-, Trans- 
port- und Verteilungskosten berücksichtigen, be- 
schlossen werden, will man es den Produzenten er- 
möglichen, über die zum Bau von Kernkraftwerken 
erforderlichen Einnahmen zu verfügen. 


B. Die Elektrizitätserzeugung 

Bis zum Ende der 80er Jahre wird die Erzeugung von 

Elektrizität aus klassischen Energiequellen eine 

bedeutende Rolle behalten. 

1. Abgesehen von der Pumpspeicherung wird die 
Wasserkraft nur mehr in geringem Maße zu- 
nehmen, da in den Ländern der Gemeinschaft 
praktisch keine Standorte vorhanden sind, deren 
Ausbau allein für die Stromerzeugung unter wirt- 
schaftlichen Bedingungen in Frage käme. 

2. Der Braunkohle wird weiterhin in erster Linie 
regionale Bedeutung zukommen. Die zur Zeit in 
Deutschland ausgebeuteten Lagerstätten ermög- 
lichen den Abbau der Braunkohle zu interessan- 
ten Kosten. Von dem Zeitpunkt an, in dem die 
Kernenergie den Nachfrageanstieg bei der Elek- 
trizität wird decken können, wird es vorzuziehen 
sein, für einen Teil der dann aus neuen Vorkom- 
men gewonnenen Braunkohle eine bessere Ver- 
wertung anzustreben, als es mit dem Einsatz als 
Brennstoff für Wärmekraftwerke möglich ist 
(z. B. die Vergasung). 

3. Die Entwicklung der Elektrizitätserzeugung aus 
abgeleiteten Gasen, sonstigen minderwertigen 
Erzeugnissen und Abfällen entspricht ziemlich 
genau der der Industrie, in der diese Brennstoffe 
anfallen. 

4. Angesichts der nur beschränkt zur Verfügung 
stehenden Erdgasmengen aus den bekannten 
Vorkommen der Gemeinschaft sollte für diesen 
Brennstoff als generelle Regel gelten, daß man 
ihn wertvolleren Einsatzmöglichkeiten als der 
Verbrennung in Kraftwerken zuführt. Dieser 
Brennstoff sollte für Kraftwerke nur im Rahmen 
unterbrechbarer Lieferverträge und ausschließlich 
für den Fall verfügbar sein, daß entweder tempo- 
rär eine bessere Verwertung unmöglich ist oder 
der Einsatz von Erdgas aus wirtschaftlichen, tech- 
nischen und Umweltsgründen unerläßlich ist. 

5. Was die Wärmekraftwerke auf Ölbasis anlangt, 
so muß langfristiges Ziel sein, ihren Verbrauch 
auf die schweren Rückstandsöle der Raffinerien, 
die nicht für andere Zwecke verwendet werden 
können, zu beschränken. Um dieses Ziel zu er- 
reichen, ist es erforderlich, in Zukunft den Bau 
von Ölkraftwerken nur noch in Ausnahmefällen 
zu genehmigen: 

— Kraftwerke geringer Leistung zur Deckung 
von Spitzenbedarf; 

—r- Einsatz von Erdöl zur Zündung anderer 
Erzeugnisse; 

— Einsatz von Rückstandsprodukten, für die 
eine bessere Verwendung nicht möglich ist; 

— Fälle, in denen der Einsatz anderer Brenn- 
stoffe aus wirtschaftlichen oder technischen 
Gründen nicht möglich ist. 
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Weiter sollten die bestehenden oder in Bau be- 
findlichen Ölkraftwerke im Rahmen des Mög- 
lichen schrittweise in den Betrieb im Mittel- und 
Spitzenlastbereich überführt werden. Diese Maß- 
nahmen würden es ermöglichen, den Anteil der 
Erdölerzeugnisse an der gesamten Elektrizitäts- 
erzeugung von zur Zeit 30 v. H. auf weniger als 
20 v. H. im Jahre 1985 zurückzubringen. 

6. Die Kohle wird in der Elektrizitätswirtschaft 
einen zunehmenden Absatz finden, da bis zum 
Jahre 1985 die Produktion der Kohlekraftwerke 
gegenüber dem derzeitigen Niveau um 30 bis 
50 v. H. gesteigert werden könnte, wenn die ent- 
sprechenden Kohlemengen verfügbar sind. Doch 
reicht die Tatsache, daß die Kohle im Bereich der 
Elektrizitätserzeugung die Schwelle der Wett- 
bewerbsfähigkeit mit den Mineralölerzeugnissen 
erreicht, allein nicht aus, um unter den der- 
zeitigen Umständen das Kohleangebot zu beein- 
flussen. Um die Verfügbarkeiten an Kesselkohle 
wesentlich zu erhöhen, müßten langfristige Ver- 
träge zwischen Kohle- und Elektrizitätsproduzen- 
ten abgeschlossen werden. 

7. a) Da die Kernenergie nunmehr wirtschaftlich 

mit allen anderen Primärenergiequellen wett- 
bewerbsfähig ist, muß die Elektrizitätserzeu- 
gung auf Kernenergiebasis wegen ihrer Vor- 
teile unter Sicherheitsaspekten so schnell wie 
möglich ausgebaut werden. Langfristig, d. h. 
über das Jahr 2000 hinaus, wird die Kern- 
energie die privilegierte Energiequelle sein, 
dank dem Einsatz der schnellen Brüter und 
dann der Fusion. Sie wird einen beträchtlichen 
Teil des Energiebedarfs decken können; 

Erzeugung von Elektrizität, aber auch von 
Wärme für industrielle Zwecke, Vergasung 
von Kohle und Braunkohle, Erzeugung von 
Synthesegas und Wasserstoff, Schiffsantrieb. 
Zwischen 1985 und dem Ende des Jahrhun- 
derts 'werden diese nicht-elektrischen Ver- 
wendungsarten indessen noch relativ unbe- 
deutend sein. Kurz- und mittelfristig wird die 
Rolle der Kernenergie vor allem darin be- 
stehen, eine Ersatzquelle für den Bereich der 
Elektrizitätserzeugung darzustellen. Ihr mög- 
licher Einsatzbereich umfaßt die gesamte 
Stromerzeugung, die nicht aufgrund zwangs- 
läufig anfallender oder privilegierter Ener- 
gien (industrielle Gase, Wasserkraft, Erd- 
wärme, Braunkohle) dargestellt werden kann 
und für die ein hoher Lastfaktor erforderlich 
ist. 

Als Ziel wird angestrebt, daß um die Mitte 
der 80er Jahre 50 v. H. der Elektrizitätserzeu- 
gung auf Kernenergiebasis erfolgen, was 
einer installierten Leistung von wenigstens 
200 GWE entspricht. Zu dieser Leistung 
könnte noch eine Produktion von Wärme für 
Industriezwecke kommen, die 1985 einem 
Jahreserdölverbrauch von ungefähr 25 Mio t 
entspricht. 


7. b) Um dieses Produktionsziel zu erreichen, er- 
geben sich vor allem folgende drei Fragen: 

i. Zunächst geht es um die Kapazität der 
Industrien der Gemeinschaft, die erforder- 
lichen Kernkraftwerke in der gewünschten 
Zeit zu bauen. Als ein positiver Faktor in 
diesem Zusammenhang ergibt sich die Tat- 
sache, daß die Entwicklung dieser Indu- 
striekapazitäten in wesentlich kürzeren 
Zeiträumen möglich ist, als sie für den 
Bau der Kraftwerke erforderlich waren. 

ii. Weiter muß sichergestellt werden, daß die 
Entwicklung der Kernenergie keine Nach- 
teile schafft für den Gesundheitsschutz der 
Bevölkerung und die Bewahrung der Um- 
welt. Die Kommission hat hierfür dem Rat 
im Februar 1974 bereits ein Dokument 
über die Förderung der Kernenergiever- 
wendung 15 ) vorgelegt, das unter Angabe 
eines genauen Zeitplans all die Maßnah- 
men zusammenfaßt, die die Kommission 
in diesem Bereich zu ergreifen oder fort- 
zuführen gedenkt und die insbesondere 
folgendes betreffen: 

• die vorausschauende Analyse der 
potentiellen radiologischen Auswirkun- 
gen der Kernenergieprogramme auf 25 
Jahre sowie die Anpassung der Grund- 
normen für den Gesundheitsschutz ent- 
sprechend der Entwicklung der Kennt- 
nisse auf diesem Gebiet; 

• den Transport radioaktiver Erzeug- 
nisse; 

• die Behandlung und Lagerung radio- 
aktiver Abfälle; 

• die Sicherheit der Kernenergieanlagen. 

iii) Schließlich ergibt sich die Frage der Ver- 
sorgung der Kraftwerke mit Kernbrenn- 
stoffen, die wegen der nur geringen eige- 
nen Vorkommen der Gemeinschaft an 
Natururan und im Hinblick auf die Per- 
spektive, daß sie wenigstens bis Mitte der 
80er Jahre Importateur von Anreiche- 
rungsdienstleistungen sein wird, Beach- 
tung findet. 

Was das Natururan anlangt, so handelt 
es sich darum, über ausreichende und 
möglichst sichere Ressourcen zu verfügen. 
Zu diesem Zwecke müssen die Unterstüt- 
zung, die die Gemeinschaft der Industrie 
gewähren könnte, die Befähigung der 
Industrie, eine Versorgung zu gewähr- 
leisten, sowie die Vertragspolitik, die ge- 
gebenenfalls die Verbraucher befolgen 


*5) Dok. KOM (74) 10 
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müßten, untersucht werden. Die Versor- 
gungssicherheit erfordert im übrigen, daß 
mit den Förderländern stabile und ausge- 
wogene Beziehungen geschaffen werden 
und daß eine Bevorratungspolitik definiert 
wird. Diese Fragen werden zur Zeit mit. 
dem Beratenden Ausschuß der Euratom- 
Versorgungsagentur untersucht. Dem Rat 
werden später Vorschläge vorgelegt. 

Für die Versorgung mit angreichertem 
Uran hat die Kommission dem Rat bereits 
einen Vorschlag für die Schaffung euro- 
päischer Urananreicherungskapazitäten 
unterbreitet 16 ); der Rat sollte sich dazu 
unverzüglich äußern. 

7, c) Andererseits liegt es im Interesse der Ge- 
meinschaft, die Entwicklung neuer Kernkraft- 
werksbaureihen zu fördern, um mit der Ent- 
wicklung des schnellen Brüters zur Versor- 
gungssicherheit beizutragen, durch den Ein- 
satz des Hochtemperaturreaktors eine bessere 
Verwendung der Kernenergie als Wärme- 
erzeuger vorzubereiten und schließlich die 
Vorteile dieser beiden Reaktorreihen zu 
kombinieren. 


Kapitel III. 

Kohle 

A. 

Die seit Oktober 1973 eingetretenen Erhöhungen 
der Mineralölpreise haben dazu geführt, daß ein 
guter Teil der Steinkohlenförderung der Gemein- 
schaft mit den anderen fossilen Brennstoffen wett- 
bewerbsfähig geworden ist. Doch ist der Kohlen- 
bergbau nicht in der Lage, sich dieser neuen Situa- 
tion schnell anzupassen, insbesondere weil die Ent- 
wicklung neuer Förderkapazitäten erhebliche Zeit in 
Anspruch nimmt, weil es notwendig ist, die Renta- 
bilität der dafür einzusetzenden erheblichen Investi- 
tionen zu gewährleisten, weil es aus technischen 
Gründen unmöglich ist, stillgelegte Kapazitäten wie- 
der in Betrieb zu nehmen und weil schließlich An- 
werbung und Ausbildung des erforderlichen Arbeits- 
kräftepotentials ebenfalls Zeit erfordern. 

Zur Zeit entfallen ungefähr 80 v H. des Kohlever- 
brauchs der Gemeinschaft zu etwa gleichen Teilen 
auf den Kraftwerkssektor und die Stahlindustrie; die 
Gemeinschaftskohle deckt etwa 9 /io dieses Ver- 
brauchs. 

Die besonderen Gegebenheiten der Stahlindustrie, 
insbesondere ihre Anforderungen hinsichtlich der 
Kohlequalitäten sowie der nur beschränkt mögliche 
Einsatz anderer Energien, ermöglichen eine Voraus- 
sage dahin, daß der Kohleverbrauch in diesem Sek- 
tor relativ stabil bleiben wird, wobei die Gemein- 
schaftskohle weiterhin im Wettbewerb mit Einfuhr- 
kohle stehen wird. 


Im Elektrizitätssektor dagegen, wo trotz der Be- 
schleunigung der Kernkraftwerksbauprogramme der 
Park der konventionellen Kraftwerke weiterhin eine 
wichtige Rolle spielen wird, kann der Kohlever- 
brauch eine dynamische Entwicklung erfahren. 

Dieser Markt bietet daher bedeutende Perspektiven 
für ein Programm zur Einschränkung der Abhängig- 
keit von Mineralölerzeugnissen. Die Kommission 
hält es für notwendig, daß wesentliche Teile der 
klassischen Stromerzeugungskapazität mit Kohle 
versorgt werden. 


B. 

Die Perspektiven der Weltenergieversorgung sowie 
die Ziele der gemeinschaftlichen Energiepolitik er- 
fordern es, daß die Gemeinschaft auf folgenden drei 
Gebieten tätig wird: 

. 

1. Kohleförderung in der Gemeinschaft 

Die Kommission ist der Auffassung, daß die Kohle- 
förderung der Gemeinschaft bis 1985 auf ihrem der- 
zeitigen Niveau von ungefähr 250 Mio t gehalten 
werden sollte. Die Verwirklichung dieses Zieles 
macht die nachstehenden Maßnahmen erforderlich, 
die es dem Kohlenbergbau ermöglichen sollten, eine 
dynamische und glaubhafte Rolle bei der Energie- 
bedarfsdeckung zu spielen: 

— eine Rationalisierung der Industrie durch Kon- 
zentration der Förderung auf die Reviere, die 
eine hohe Produktivität möglich machen. Soweit 
aus regionalen oder sozialen Gründen eine be- 
stimmte Förderung zeitweilig aufrechterhalten 
wird, müssen die sich daraus ergebenden Kosten 
von der öffentlichen Hand (Gemeinschaft, Mit- 
gliedstaaten, regionale Stellen) getragen werden; 

— eine Unterstützung der Rationalisierungsbe- 
mühungen in bestehenden Zechen und der Öff- 
nung neuer Förderkapazitäten mittels gemein- 
schaftlicher Interventionen (z. B. Darlehen der 
EIB, Darlehen zu reduziertem Zinssatz aus 
Gemeinschaftsmitteln) ; 

— eine Arbeitskräftepolitik, die die Einstellung und 
Ausbildung qualifizierter Arbeitskräfte durch 
attraktive Löhne und sichere Karriereaussichten 
ermöglicht und finanzielle Anreize zur Erhöhung 
der Beweglichkeit vorsieht; 

— eine Preispolitik, mit der schrittweise ein System 
der Preisfreiheit erreicht werden soll; 

— ein finanzieller Beitrag der Gemeinschaft, um 
Forschungs- und Entwicklungsarbeiten zur Ver- 
besserung der Arbeitsbedingungen und zur Redu- 
zierung des Anteils der Lohnkosten an den 
Förderkosten zu intensivieren. 


iß) Dok. KOM (73) 4065 endg. 
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Die nur geringe Anpassungsfähigkeit des Kohlen- 
bergbaus macht es erforderlich, die vorstehenden 
Vorschläge durch flankierende Maßnahmen zu er- 
gänzen, mit denen der Absatz der so erreichten 
Förderung sichergestellt werden soll und die zum 
Gegenstand hätten: 

— finanzielle Interventionen, um gegebenenfalls 
die Wettbewerbsfähigkeit der Verbraucher, die 
Kohle im Rahmen langfristiger Verträge ein- 
setzen, zu gewährleisten; 

— verwaltungsmäßige und finanzielle Maßnahmen 
zur Förderung des Baues von Kohlekraftwerken 
sowie des Kohle Verbrauchs in der Elektrizitäts- 
wirtschaft; die Maßnahmen hinsichtlich des Ver- 
brauchs von Mineralölerzeugnissen in Kraftwer- 
ken gehen in die gleiche Richtung; 

— eine Intensivierung der Forschungs- und Entwick- 
lungsarbeiten betreffend die Verwertung der 
Kohle (Vergasung), um sicherzustellen, daß die 
Gemeinschaft rechtzeitig über die geeigneten 
Technologien verfügen kann. 

Die Kommission könnte weiter erklären, daß die 
Durchführung langfristiger Verträge auch im Falle 
einer eventuellen Verteilung des Aufkommens im 
Rahmen von Artikel 59 des EGKS-Vertrages gewähr- 
leistet wäre. 


2. Drittlandseinfuhren 

Da der potentielle Steinkohlenmarkt in der Gemein- 
schaft größer ist als die Förderung in der Gemein- 
schaft - unter Berücksichtigung der nachgefragten 
Qualitäten -, ist eine Erhöhung der Einfuhren für 
den Fall vorzusehen, daß der Kohlenbergbau der 
Gemeinschaft nicht in der Lage oder nicht bereit ist, 
die entsprechenden Mengen zu vergleichbaren Be- 
dingungen zu liefern, und daß diese neuen Einfuhren 
den Sicherheitskriterien auf lange Sicht entsprechen. 
In diesem Sinne wäre es erforderlich, den Abschluß 
langfristiger Verträge sowie die Beteiligung der 
Industrie der Gemeinschaft an „joint ventures", die 
Bergbauaktivitäten in Drittländern zum Gegenstand 
haben, zu fördern. 

Der Markt der Gemeinschaft muß daher für Ein- 
fuhren geöffnet werden in dem Maße als diese er- 
forderlich und wünschenswert sind, ohne daß in- 
dessen eine derartige Öffnung nach außen die Maß- 
nahmen in ihren Ergebnissen gefährden dürfte, die 
zur Aufrechterhaltung der Gemeinschaftsproduktion 
ergriffen worden sind. Die Kommission ist der Auf- 
fassung, daß schrittweise eine echte gemeinsame 
Handelspolitik für die Kohle geschaffen werden 
muß. Im- Rahmen einer solchen Politik sollen sich 
die Einfuhren aus Drittländern ohne Beschränkungen 
entwickeln können, doch einer gewissen Über- 
wachung unterworfen sein. 


3. Bevorratungspolitik 

Die Kommission schlägt außerdem die Verwirk- 
lichung einer Politik der Kohlebevorratung vor, mit 
der folgende Ziele verfolgt würden: einerseits Sta- 
bilisierung der Förderung der Gemeinschaft ange- 
sichts der zyklischen Absatzschwankungen, anderer- 
seits die Bildung von erheblichen Vorräten bei den 
Produzenten und bei den Verbrauchern, auf die man 
im Falle von Unterbrechungen der Lieferungen von 
Kohle oder, in einem bestimmten Maße, sogar von 
anderen Energiequellen zurückgreifen könnte. 

* * * 

Die Kommission wird dem Rat demnächst eine ein- 
gehende Mitteilung über die Kohleprobleme und die 
Orientierung, die sie zu deren Lösung vorschlägt, 
übermitteln. 


Kapitel IV. 

Erdöl 

Verschiedene Faktoren machen die Notwendigkeit 

einer Neuausrichtung der Mineralölpolitik deutlich: 

— Erdöl wird noch lange ein wesentliches Element 
der Versorgung bleiben. Selbst wenn alle Vor- 
aussetzungen gegeben sind, um 1985 das Ziel 
eines nur geringfügig höheren Verbrauchs als 
1973 (655 Mio t gegenüber 617 Mio t) zu errei- 
chen, wird der Bedarf innerhalb der zur Entwick- 
lung der Ersatzenergien notwendigen Fristen und 
bevor sich die Substitutionsenergien entschei- 
dend auswirken weiterhin beträchtlich steigen. 
Auf alle Fälle wird das Erdöl mit 41 v. H. des 
Bedarfs im Jahr 1985 (61 v. H. im Jahr 1973) für 
die Gemeinschaft noch die Hauptenergiequelle 
bleiben. 

— Die Erzeugerländer beherrschen im steigenden 

Maße die Produktion. Ein steigender Anteil des 
Weltangebots wird nunmehr von Regierungen 
oder öffentlichen Stellen kontrolliert, deren Ver- 
halten in erster Linie von Kriterien der wirt- 
schaftlichen Entwicklung oder durch politische 
Erwägungen bestimmt wird. ' 

- — In neuen Erdölgebieten wird die Produktion auf- 
genommen, insbesondere in der Gemeinschaft 
oder in der Nähe der Gemeinschaft (Nordsee), 
wodurch sich der Anteil der herkömmlichen 
Lieferanten verringert. 

Die Rolle der multinationalen Erdöluntemehmen, 
die mit zahlreichen Ungewißheiten behaftet ist, 
zeigt eine Tendenz zur Änderung. Diese Unter- 
nehmen müssen sich den neuen Marktstrukturen, 
die sich jetzt ergeben, anpassen. Sie werden wei- 
terhin im Rahmen eines ausgewogenen Wett- 
bewerbs Seite an Seite mit anderen Unterneh- 
men - Unabhängige, nationale Unternehmen der 
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Erzeugerländer oder der Verbraucherländer - 
die vielleicht an Bedeutung gewinnen, wichtige 
und spezifische Funktionen ausüben. 

— Der Erdölbedarf anderer Verbraucherländer wird 
sich auf dem Weltmarkt immer mehr bemerkbar 
machen, ungeachtet ob es sich um Industrieländer 
handelt oder um Länder, für die Energie ein 
wesentlicher Entwicklungsfaktor ist. 

Die Gemeinschaft muß daher im Hinblick auf die 
Stabilität und Sicherheit der Lieferungen unter mög- 
lichst vorteilhaften wirtschaftlichen Bedingungen 
eine Versorgungspolitik ausarbeiten, die diesen ver- 
schiedenen Faktoren Rechnung trägt. 

Diese Politik muß sich an die nachstehenden Grund- 
sätze anlehnen: 

— Der Markt der Gemeinschaft ist ein Element des 
Welterdölmarktes; die Beziehungen zu den Er- 
zeugerländern sowie zu den übrigen Verbrau- 
cherländern sind daher ein wesentlicher Aspekt 
der Erdölpolitik; 

— Der Markt der Gemeinschaft muß durch die Ein- 
heitlichkeit, die ihm durch den im Vertrag vor- 
gesehenen freien Warenverkehr verliehen wird, 
für die Unternehmen weiterhin attraktiv bleiben-, 

— Auf dem Markt muß ein ausgewogener Wett- 
bewerb bestehen, der es ermöglicht, daß den Ver- 
brauchern langfristig die besten Versorgungs- 
möglichkeiten geboten werden und daß die Un- 
ternehmen ihre Tätigkeiten mit einem Höchstmaß 
an Flexibilität, das mit den allgemeinen Inter- 
essen vereinbar ist, ausüben können; 

— Der Markt muß die notwendige Transparenz auf- 
weisen, damit sich die nationalen und gemein- 
schaftlichen Behörden vergewissern können, daß 
sein Funktionieren den bisherigen Grundsätzen 
sowie den allgemeineren Zielen der Energie- 
politik entspricht. 

Zur Durchführung dieser Politik muß die Gemein- 
schaft über Informationen verfügen, die es ihr er- 
möglichen, die Entwicklung des Marktes zu verfol- 
gen; sie muß gegebenenfalls mit den Förderländern 
über die Bedingungen dieser Entwicklung verhan- 
deln, sich mit den übrigen Verb raucherl ändern ab- 
stimmen sowie mit den Mineralölgesellschaften einen 
Dialog führen können; schließlich muß sie über 
Aktionsmittel verfügen. 

All diese Instrumente müssen so pragmatisch und 
flexibel wie möglich und je nach den Zuständigkei- 
ten auf Gemeinschaftsebene oder über eine Koordi- 
nierung nationaler Aktionen angewandt werden. 
Einige dieser Instrumente wurden bereits ange- 
nommen. Dem Rat liegen Vorschläge vor; weitere 
Vorschläge liegen dieser Mitteilung bei, andere wer- 
den von der Kommission später unterbreitet. 


Das bedeutet, daß sich eine Politik der Erdölversor- 
gung für die Gemeinschaft auf vier Hauptpunkte 
stützen muß 

• eine gemeinsame Politik gegenüber den Einfuhr- 
und Ausfuhrländern von Erdöl; 

• die Entwicklung sicherer Vorkommen,- 

• ein gemeinsames Instrument, wodurch bei Ver- 
sorgungsschwierigkeiten bestimmte Maßnahmen 
ermöglicht werden; 

• die Schaffung der Bedingungen für ein gutes 
Funktionieren des Marktes. 


1. Beziehungen mit den Verbrauchsländern und den 
Erzeugerländern 

Die Notwendigkeit einer Zusammenarbeit mit den 
Verbraucher- und Erzeugerländern ergibt sich aus 
dem Vorgehen im Bereich der Erdölprobleme auf 
weltweiter Ebene, auf das bereits hingewiesen 
wurde. 

a) Die Vorstellungen der Kommission betreffend 
die Vertiefung der Beziehungen mit den Erzeu- 
gerländern wurden dem Rat im Januar 1974 17 ) 
unterbreitet; die Kommission ist der Ansicht, daß 
diese Vorschläge so bald wie möglich eingehend 
vom Rat geprüft werden müssen. 

Solange der Rat dazu nicht Stellung genommen 
hat, müssen die Abkommen, die von einigen Mit- 
gliedstaaten mit Erzeugerländern geschlossen 
werden, zumindest - wie von der Kommission 
vorgeschlagen - Gegenstand einer vorherigen 
gemeinschaftlichen Konsultation sein. Im Rah- 
men dieser Beratung wird festgestellt werden 
können, wie diese Abkommen zur Schaffung einer 
gemeinsamen Handelspolitik auch im Mineralöl- 
bereich sowie zur Stabilität und Sicherheit der 
Versorgung beitragen können. 

b) Was die Zusammenarbeit mit den Verbraucher- 
ländern, insbesondere im Rahmen internatio- 
naler Organisationen wie der OECD, anlangt, so 
ist es ebenfalls angebracht, die Bestimmungen 
des Vertrages voll anzuwenden, und zwar so- 
wohl hinsichtlich der Verhandlungen und des 
Abschlusses etwaiger Abkommen wie hinsicht- 
lich der Durchführung gemeinsamer, auf Grund 
von Vorschlägen, die die Kommission dem Rat 
dazu vorlegen wird, hinreichend abgestimmter 
Aktionen der Mitgliedstaaten. Die Gemeinschaft 
würde so im Rahmen dieser Organisationen stän- 
dig mit einer einzigen Stimme sprechen, was ein 
Beweis wäre für die notwendige europäische 
Identität. 


i7) vgl. Dok. KOM (74) 90 
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2. Entwicklung sicherer Vorkommen 

Besondere Anstrengungen müssen unternommen 
werden, um das Aufsuchen und die Förderung von 
Erdöl in neuen Gebieten zu unterstützen. Der Haupt- 
teil der finanziellen Aufwendungen muß von der 
Erdölindustrie getragen werden, in bestimmten Fäl- 
len wird jedoch eine aktive Beteiligung oder eine 
Informationsaktion der Gemeinschaft notwendig 
sein, und zwar entweder als Anreiz oder im Hinblick 
auf die Koordinierung der Aktionen, die, wenn sie 
vereinzelt unternommen werden, vielleicht ihre 
Wirkung verlieren würden. 

a) Die „gemeinschaftlichen Vorhaben" 

Von 1974 bis 1976 wurden jährlich 25 Millionen 
Redmungseinheiten unter diesem Titel in den 
Haushalt der Gemeinschaft aufgenommen. In An- 
betracht des Interesses für diese Form der Unter- 
stützung, das seinen Ausdruck in der Einreichung 
zahlreicher Vorhaben bei der Kommission fand, 
ist nicht auszuschließen, daß diese Dotierung in 
Zukunft angehoben werden muß. 

b) Ausdehnung des Begriffs „gemeinschaftliche Vor- 
haben" 

Die gemeinschaftliche Unterstützung, die derzeit 
auf die technologische Entwicklung im Bereich 
der Kohlenwasserstoffe beschränkt ist, könnte 
auf die Tätigkeiten der Exploration und auch der 
Lagerung und des Transports auf diesem Sektor 
ausgedehnt werden. 

Diese Ausweitung, mit der nicht unbedingt eine 
bedeutende finanzielle Unterstützung verbunden 
sein müßte, würde eine gemeinschaftliche Förde- 
rung der Verbindung der Gesellschaften unter- 
einander darstellen, die zur Versorgung der 
Gemeinschaft beitragen. 

c) Informationen über die Exploration und die Ge- 
winnung von Kohlenwasserstoffen 

Die Mitgliedstaaten und die Kommission müßten 
sich regelmäßig im Bereich der Exploration und 
der Ausbeutung der sicheren Vorkommen an 
Kohlenwasserstoffen konsultieren. Hierzu müs- 
sen nach festzulegenden Kriterien Informatio- 
nen über die Explorationsbemühungen und 
-ergebnisse sowie über die Aussichten der Ex- 
ploration und über die Möglichkeiten der Gewin- 
nung in Gebieten, die der Gemeinschaft unter- 
stehen, ausgetauscht werden. 

3. Maßnahmen im Falle von Versorgungs- 
schwierigkeiten 

Die bei Versorgungsschwierigkeiten zu ergreifenden 
Maßnahmen haben das doppelte Ziel des freien 
Warenverkehrs in der Gemeinschaft zu erhalten so- 
wie Auswirkungen eines Versorgungsdefizits abzu- 
schwächen. In diesem Bereich gibt es bereits eine 
Reihe von gemeinschaftlichen Bestimmungen: 


Die Richtlinien des Rates Nr. 68/414/EWG vom 
20. Dezember 1968 18 ) und Nr. 74/425/EWG vom 
19. Dezember 1972 lft ) zur Verpflichtung der Mit- 
gliedstaaten, Mindestvorräte an Erdöl und Erdöl- 
erzeugnissen zu halten, sowie die Richtlinie Nr. 73/ 
238/EWG 20 ) über die Maßnahmen zur Abschwächung 
der Auswirkungen von Versorgungsschwierigkeiten. 
Die Ereignisse der letzten Zeit haben nicht nur die 
Zweckdienlichkeit dieser Bestimmungen erwiesen, 
sondern auch die Notwendigkeit, sie durch weitere, 
den Umständen angepaßte Maßnahmen zu ergänzen. 
Somit muß ein Rahmen erstellt werden, der es er- 
möglicht, bei Versorgungsschwierigkeiten anzu- 
wenden: 

— ein Instrument der Information und der etwaigen 
Kontrolle der Bewegungen von Rohöl- und Erdöl- 
erzeugnissen innerhalb der Gemeinschaft; 

— ein Instrument zur beschleunigten Unterrich- 
tung - im Rahmen der bereits bestehenden oder 
vorgeschlagenen Mechanismen (Verordnungen 
1025, 2603 sowie 1055 und ihre Ausweitungen) - 
über die Einfuhren und Ausfuhren, so daß die 
handelspolitischen Maßnahmen, die erforderlich 
sein könnten, gegebenenfalls unverzüglich ge- 
troffen werden können-, 

— eine Reihe von Maßnahmen zur Einschränkung 
des Verbrauchs; diese Maßnahmen müssen je 
nach den eigenen Strukturen jedes Mitgliedstaats 
harmonisiert und ausgewogen sein und dürfen’ 
den freien Warenverkehr nicht beeinträchtigen; 

— eine koordinierte Aktion hinsichtlich der Preise. 

Die zu ergreifenden - nationalen oder gemeinschaft- 
lichen -Maßnahmen würden grundsätzlich auf Ebene 
der Mitgliedstaaten, jedoch in möglichst enger Kon- 
zertierung und entsprechend den auf Gemeinschafts- 
ebene auf Vorschlag der Kommission ausgearbei- 
teten Leitlinien durchgeführt. Sie müßten rasch und 
mit einem Höchstmaß an Flexibilität angewandt wer- 
den können, wobei die im Rahmen der OECD 
getroffenen Entscheidungen zu berücksichtigen sind. 


4. Schaffung der Voraussetzungen für das gute 
Funktionieren des Marktes 

Das gute Funktionieren des Marktes, das wie der 
freie Warenverkehr eine wesentliche Voraussetzung 
einer gemeinschaftlichen Mineralölversorgungspoli- 
tik darstellt, muß sich auf eine ausreichende gemein- 
same Informationsbasis, eine flexible und weitrei- 
chende Konzertierung und nötigenfalls auf ent- 
sprechende Aktionsmittel stützen. 


18 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 308 
vom 23. Dezember 1968 

19 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 291 
vom 28. Dezember 1972 

20 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 228 
vom 16. August 1973 
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a) Ausreichende gemeinsame Informationsbasis 

Die Information ist zur Gewährleistung der 
Transparenz unerläßlich und muß daher in aus- 
reichend homogener Form verfügbar sein. Aller- 
dings müssen die Bedingungen, unter denen 
diese Informationen gesammelt werden, flexibel 
bleiben: je nach Einzelfall können nationale und 
globale Informationen ausreichen oder müssen 
• unter Einschaltung der Mitgliedstaaten Aus- 
künfte direkt bei den Unternehmen eingeholt 
werden, deren vertraulicher Charakter dann 
gewahrt werden muß. 

In einer ersten Phase zumindest dürfte es aus- 
reichen, wenn diese gemeinsame und homogene 
Information sich auf Ein- und Ausfuhren, Investi- 
tionen sowie Kosten und Preise von Mineralöl- 
erzeugnissen erstreckt. 

1 . Ein- und Ausfuhr von Kohlenwasserstoffen 

Die im Mai 1972 verabschiedete Verordnung 
1055/72 des Rates ermöglicht eine ausreichende 
quantitative Übersicht über die tatsächlichen und 
geplanten Rohöleinfuhren in die Gemeinschaft. 

Zur Berücksichtigung der Entwicklung des Mine- 
ralölmarktes und vor allem der Schaffung großer 
Raffineriekapazitäten außerhalb der Verbrau- 
cherländer erweist es sich jedoch als notwendig, 
die Verordnung 1055 auf Mineralölerzeugnisse 
auszudehnen. Die Kommission hat dem Rat am 
3. August 1973 einen entsprechenden Vorschlag 
zugeleitet: sie ist der Ansicht, daß dieser Vor- 
schlag so rasch wie möglich genehmigt werden 
sollte. 

Ferner ist es im Hinblick auf die Homogenität 
und die Produktionsaussichten in den Gemein- 
schaftsgebieten notwendig, die tatsächlichen und 
geplanten Ausfuhren aus der Gemeinschaft nach 
Drittländern zu kennen. Ein entsprechender Vor- 
schlag, der das Erdgas einschließt, wurde im 
August 1973 dem Rat übermittelt; im Januar 1974 
wurde der Rat an diesen Vorschlag erinnert. 
Auch hier ist die Kommission der Ansicht, daß 
der Rat diesen Text so rasch wie möglich 
genehmigen sollte. 

2. Investitionen 

Ein ausreichender Überblick über die Bedingun- 
gen, unter denen in der Gemeinschaft Investitio- 
nen im Mineralölsektor durchgeführt und ge- 
plant werden, ist ebenfalls unerläßlich. Der Rat 
hat dies anerkannt und im Mai 1972 die Verord- 
nung 1056 verabschiedet. Nach Ansicht der Kom- 
mission besteht unter den gegebenen Umständen 
keine Notwendigkeit, über die Vorschriften die- 
ser Verordnung hinauszugehen. 

3. Kosten und Preise von Mineralölerzeugnissen 

Es handelt sich hier um ein grundlegendes Pro- 
blem, dessen Bedeutung sich in den letzten 


Monaten noch vergrößert hat und das die 
Kosten- und Preisbildung sowohl vor der Ein- 
fuhr in die Gemeinschaft als auch in der Gemein- 
schaft umfaßt. 

Nach Ansicht der Kommission sollte daher die 
Gemeinschaft über ausführliche, regelmäßige und 
homogene Informationen über die verschiedenen 
Faktoren der Kosten- und Preisbildung (fob und 
cif) für Einfuhren von Rohöl und von Mineralöl- 
erzeugnissen in die Gemeinschaft verfügen. Auf 
der Grundlage dieser Informationen könnte man 
die vierteljährliche Erstellung eines dem Durch- 
schnitt der Versorgungskosten entsprechenden 
Indikators für die Gemeinschaft und/oder jeden 
Mitgliedstaat ins Auge fassen. 

Ferner hält es die Kommission für notwendig, 
daß die Gemeinschaft über einen detaillierten 
Überblick über die Verarbeitungs- und Vertriebs- 
kosten in jedem Mitgliedstaat verfügt. 

Auf diese Weise würde die Transparenz der 
Kosten und Preise bei Mineralölerzeugnissen 
verbessert. Die Kommission hat bereits Unter- 
suchungen in dieser Richtung aufgenommen. Sie 
möchte jedoch, bevor sie dem Rat einen formel- 
len Vorschlag unterbreitet, im Benehmen mit 
dem Energieausschuß und gegebenenfalls unter 
Hinzuziehung unabhängiger Sachverständiger 
oder von Industrieexperten eingehender prüfen, 
mit Hilfe welcher technischer Modalitäten diese 
Transparenz erreicht werden könnte. 

b) Eine flexible und umfassende Konzertierung 

Die Mineralölversorgung der Gemeinschaft muß 
im Interesse des Verbrauchers und unter Einhal- 
tung der im Vertrag von Rom vorgesehenen 
Regeln für den freien Warenverkehr und den 
Wettbewerb erfolgen. 

Dies sicherzustellen, ist wesentliche Aufgabe der 
gemeinschaftlichen und nationalen Behörden: sie 
wird nicht nur durch Entscheidungen des Rates 
der Gemeinschaften und der Mitgliedstaaten 
wahrgenommen, sondern auch durch eine stän- 
dige Konzertierung, für die der Energieausschuß 
ein Beispiel ist. 

Ein Teil der Verantwortung liegt jedoch auch bei 
den die Gemeinschaft versorgenden Mineralöl- 
gesellschaften. Es ist daher notwendig - die Kom- 
mission hat wiederholt darauf hingewiesen die 
leitenden Persönlichkeiten dieser Gesellschaften 
durch Konzertierung an den Überlegungen der 
Behörden zu beteiligen. Durch einen Dialog, der 
Fortentwicklung der Meinungen ermöglicht, soll- 
ten Verhaltensweisen aufrechterhalten oder all- 
mählich und ohne Zwang herausgebildet werden, 
die unter Wahrung der Regeln des Vertrags so- 
wohl die Belange der Allgemeinheit als auch die 
legitimen Interessen der Industrie berück- 
sichtigen. 
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Wenn diese Konzertierung die in sie gesetzten 
Hoffnungen voll erfüllen soll, darf ihr Wirkungs- 
bereich nicht von vornherein begrenzt werden 
und müssen ihre Funktionsmodalitäten sehr 
flexibel sein. 

Aus diesem Grund schlägt die Kommission zu- 
mindest in einer ersten Phase nicht vor, diese 
Konzertierung in einen starren rechtlichen Rah- 
men einzufügen. Sie soll vielmehr vor allem eine 
Einstellung schaffen, aufgrund derer sich allmäh- 
lich und in pragmatischer Weise eine wirklich 
gemeinsame Politik im Mineralölsektor entwik- 
kelt. Die Kommission ist nur der Ansicht - sie 
schließt im übrigen andere komplementäre Lö- 
sungen nicht aus daß diese Konzertierung im 
Rahmen des Energieausschusses erfolgen könnte. 

Sie könnte sich auf folgende Hauptgebiete 
erstrecken: 

hinsichtlich der Versorgung 

• Jährlich geplante Einfuhren (Verordnung 
1055) und ihre schrittweise Verwirklichung; 

• Fünfjahrespläne für die Einfuhr (Eigenauf- 
kommen, langfristige Lieferverträge) oder 
allgemeine Versorgungsaussichten; 

• finanzielle Bedingungen für die Versorgung; 

• die Art und Weise, in der die Unternehmen 
gegebenenfalls Versorgungsengpässen oder 
-Unterbrechungen begegnen wollen; 

• sämtliche Methoden, die zu einer Erhöhung 
der Versorgungssicherheit beitragen können. 

hinsichtlich der Aktivitäten auf dem Gemein- 
schaftsmarkt 

• Investitionspläne und ihre schrittweise Ver- 
wirklichung (Verordnung 1056); 

• Bedingungen der Versorgung der verschiede- 
nen Arten von Unternehmen mit Rohöl und 
Mineralölerzeugnissen; 

• technische und finanzielle Kapazitäten der 
Unternehmen und die wesentlichen Faktoren 
ihres Einsatzes; 

• sämtliche Methoden, die zu einer Verbesse- 
rung der Voraussetzungen für einen ange- 
messenen Wettbewerb beitragen können. 

c) Aktionsmittel 

Es ist nicht Absicht der Kommission, auf dem 
Mineralölgebiet die gemeinschaftlichen Aktions- 
mittel unnötig zu vermehren. Dies würde die 
Gefahr mit sich bringen, daß eine ihrem Wesen 
nach fließende Situation zur Erstarrung gebracht 
wird, daß die Träger des Wirtschaftslebens in 
der Gemeinschaft ihre Initiative und Anpas- 
sungsfunktion zum Teil verlieren und daß eine 


Zentralisierung entsteht, die mit den Manage- 
mentvorstellungen einer modernen Wirtschaft 
kaum vereinbar ist. 

Dennoch muß sich eine gemeinschaftliche Mine- 
ralölpolitik auf bestimmte Aktionsmittel stützen. 

— Einhaltung der Regeln des Vertrags und der 
gemeinschaftlichen Bestimmungen im gesam- 
ten Bereich des Wettbewerbs und insbeson- 
dere im Zusammenhang mit den Problemen 
der industriellen Konzentration. 

— Handelspolitik 

Eine gemeinsame Handelspolitik ist auch für 
das Erdöl eine im Vertrag von Rom vorge- 
sehene Verpflichtung. Die Kommission schlägt 
vor, Ein- und Ausfuhren von Kohlenwasser- 
stoffen einer ständigen Überwachung (auto- 
matische Lizenzerteilung) aufgrund der Ver- 
ordnungen 1025 und 2603 zu unterwerfen, um 
eine schnelle Information zu gewährleisten. 
Eine solche Regelung würde es im übrigen 
ermöglichen, in Spannungs- oder Krisenzeiten 
schnell Schutzmaßnahmen zu ergreifen, über 
deren Inkraftsetzung nach den Gemeinschafts- 
verfahren entschieden werden könnte. 

— Preise für Mineralölerzeugnisse 

Eine der Hauptschwierigkeiten zur Gewähr- 
leistung eines einwandfreien Funktionierens 
des Marktes und vor allem des freien Waren- 
verkehrs liegt weniger in der Unterschiedlich- 
keit der von den Mitgliedstaaten praktizier- 
ten nationalen Preisregelungen als im unter- 
schiedlichen Niveau dieser Preise. 

Nach Ansicht der Kommission sollte auf diesem 
Gebiet daher eine Harmonisierung eher des 
Preisniveaus - was keine Einheitspreise bedeu- 
tet - als der Preisregelungen angestrebt werden. 
Dieses Ziel könnte nur schrittweise nach einem 
angemessenen Stufenplan erreicht werden. Da- 
her sollte zunächst eine Konsultation zwischen 
den Mitgliedstaaten und der Kommission vor 
jeder neüen Entscheidung über Preisänderungen 
angestrebt werden; anschließend sollte man zu 
einer schrittweisen Harmonisierung der Kriterien 
übergehen, die nach den verschiedenen Syste- 
men für die Festlegung des Preisniveaus aus- 
schlaggebend sind; und schließlich sollte eine 
Gemeinschaftsregelung eingeführt werden, die 
auf der Transparenz und Veröffentlichung der 
Preise beruht. 

Diese Regelung sollte es nach Ansicht der Kom- 
mission den Unternehmen ermöglichen, ihre 
Preise frei festzulegen. Eingriffsmöglichkeiten 
der nationalen oder gemeinschaftlichen Behörden 
sollten nur im Fall von Marktspannungen be- 
stehen, die die Gefahr spekulativer Bewegungen 
mit sich bringen, oder wenn durch die verfolgten 
Orientierungen einige der energiepolitischen 
Ziele der Gemeinschaft gefährdet wurden. 
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Auf der Grundlage der Kosten- und Preisele- 
mente, deren ausführliche Kenntnis durch das 
von der Kommission vorgeschlagene Infor- 
mationssystem (siehe 4.A.3) möglich gemacht 
würde, würde diese gemeinschaftliche Preisrege- 
lung die Verpflichtung für die Unternehmen ein- 
schließen, Preislisten für die Abgabe jedes der 
wichtigsten Mineralölerzeugnisse in den haupt- 
sächlichen Verbrauchszonen zu veröffentlichen. 

Auch hier ist die Kommission der Ansicht, daß 
die technischen Modalitäten einer solchen Rege- 
lung eine eingehende Prüfung erfordern, damit 
diese angemessen, einfach und operationeil ge- 
staltet werden kann. Wie hinsichtlich der Fak- 
toren für die Kosten- und Preisbildung für Mine- 
ralölerzeugnisse möchte sie die Stellungnahme 
des Energieausschusses sowie die Ansicht quali- 
fizierter Sachverständiger einholen, bevor sie 
dem Rat entsprechende Vorschläge unterbreitet. 

Kapitel V. 

Erdgas 

Das Erdgas, auf das im Jahre 1973 13 v. H. der Ener- 
gieversorgung der Gemeinschaft entfielen, könnte 
1985 ungefähr ein Viertel des Energiebedarfs decken. 

Diese Verdoppelung des Anteils des Erdgases müßte 
sich wiederum auf annähernd eine Verdoppelung 
der derzeitigen Förderung in der Gemeinschaft so- 
wie auf eine mit den Zielen der Versorgungssicher- 
heit zu vereinbarende Erhöhung der Einfuhren stüt- 
zen. Es handelt sich um eine ehrgeizige Zielsetzung, 
die aber nicht unsinnig ist. Ganz allgemein setzt sie 
voraus, daß man die Probleme des Erdgases, unab- 
hängig davon, welches im übrigen seine Besonder- 
heiten sind, aus der gleichen Haltung heraus angeht 
wie die Mineralölprobleme. In nächster Zukunft 
muß eine gemeinschaftliche Politik auf drei Gebie- 
ten entwickelt werden: 

— Entwicklung des Erdgasangebots; 

— Ausbau und verstärkte Integrierung des Trans- 
port- und Bevorratungssystems; 

— optimale Verwertung des Erdgases. 

A. 

Zur Entwicklung des Erdgasangebots müßte man 

a) die Prospektion nach Erdgas in der Gemeinschaft 
intensivieren. Das würde bedeuten 

— eine genaue, nach einheitlichen Kriterien er- 
folgende Information der Behörden über die 
in der Gemeinschaft verfügbaren Erdgasreser- 
ven und über die Perspektiven hinsichtlich 
ihrer Ausbeutung und Entwicklung; 

— die Möglichkeit von (verwaltungsmäßigen 
und/oder steuerlichen) Maßnahmen zur För- 
derung der Prospektion neuer Lagerstätten 
und von finanziellen Beihilfen, zum Beispiel 


über „gemeinschaftliche Vorhaben", um die 
mit der Förderung und dem Transport ver- 
bundenen Risiken im wesentlichen technischer 
Art zu überwinden und um wichtige inter- 
nationale oder interkontinentale Transport- 
vorhaben zu unterstützen. 

b) den Abschluß neuer und die Auswertung be- 
stehender Erdgasimportverträge mit Drittländern 
fördern, gegebenenfalls durch den Abschluß von 
Abkommen über die kommerzielle Zusammen- 
arbeit auf Gemeinschaftsebene. Selbst wenn sie 
eine gewisse Abhängigkeit von außergemein- 
schaftlichen Versorgungsquellen zur Folge 
haben, können diese Einfuhren dennoch insoweit 
eine höhere Sicherheit darstellen als Erdölein- 
fuhren, als sie die Diversifizierung der Prove- 
nienzen erhöhen und ihre Lieferbedingungen 
besondere Garantien aufweisen. 


B. 

Ausbau und Integrierung des Transport- und Bevor- 
ratungssystems würden es ermöglichen, die Sicher- 
heit des Erdgastransportes zu verbessern, jahres- 
zeitlich bedingte Schwankungen der zunehmenden 
Nachfrage in den verschiedenen Versorgungsgebie- 
ten besser auszugleichen und die Versorgungssicher- 
heit im Falle von Lieferunterbrechungen aus tech- 
nischen oder politischen Gründen zu erhöhen. In die- 
sem Sinne könnte eine gemeinschaftliche Regelung 
für die Gasleitungen die wirtschaftlichen Bedingun- 
gen des Transports ganz allgemein verbessern, wäh- 
rend allerdings den Problemen, die sich wegen der 
Notwendigkeit spürbar höherer Investitionen im 
Transport- und Bevorratungsbereich ergeben kön- 
nen, besondere Beachtung geschenkt werden müßte. 

C. 

Die optimale Verwertung des Erdgases fordert, daß 
ein Einsatz gewissen Regeln unterworfen wird: der 
Marktmechanismus allein scheint hier nämlich nicht 
ausreichend zu sein. 

In diesem Sinne müßte für den Einsatz von Erdgas 
in neuen Wärmekraftwerken ein Verfahren vorheri- 
ger Genehmigungen geschaffen werden, um diesen 
Brennstoff für Verwendungszwecke zu reservieren, 
die eine bessere Valorisierung ermöglichen. Desglei- 
chen müßte seine Verwendung in bereits bestehen- 
den Kraftwerken schrittweise eingeschränkt werden. 
Schließlich müßte man darauf hinwirken, daß für 
große Industrieverbraucher, die Erdgas einsetzen 
wollen, der Abschluß unterbrechbarer Verträge zur 
Regel wird. 

Schließlich müßte eine auf Gemeinschaftsebene har- 
monisierte Preis- und Tarifpolitik, begleitet von 
einer ausreichenden Transparenz, dazu beitragen, 
dem Erdgas eine den Zielsetzungen der Energie- 
politik der Gemeinschaft entsprechende Verwendung 
zu sichern. 
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Eine solche kurz- und mittelfristig notwendige Poli- 
tik würde es im übrigen möglich machen, den lang- 
fristigen Übergang zu neuen Energien vorzuberei- 
ten: die Schaffung einer geeigneten Transport- und 
Verteilungsinfrastruktur sowie einer Marktstruktur, 
die eine bestmögliche Verwendung der Gasverfüg- 
barkeiten gewährleistet, würde die spätere Einfüh- 
rung von Synthesegas und Wasserstoff in die Ener- 
giebilanz der Gemeinschaft begünstigen. 


Kapitel VI. 

Schlußfolgerungen 

Die Verfolgung der Orientierungen für die verschie- 
denen Energieträger gemäß den in Kapitel I ge- 
nannten Versorgungszielen wirft zwei grundlegende 
Probleme auf: die Verfügbarkeit geeigneter Ak- 
tionsmittel sowie die Schaffung von diesen Orien- 
tierungen entsprechenden Preisrelationen. 

A. Verwirklichung der Ziele 

1. Die Festlegung ehrgeiziger Energieversorgungs- 
ziele durch die Gemeinschaft für 1985 und dar- 
über hinaus, wie das einleitend geschehen ist, 
setzt voraus, daß eine Reihe von Maßnahmen 
eingeleitet wird, deren Inhalt in den voran- 
gehenden Kapiteln für die verschiedenen Ener- 
giequellen dargelegt ist. Ganz generell gesehen 
kann die Gemeinschaft jedoch kaum gültig den 
Anspruch erheben, diese Ziele erreichen zu wol- 
len, wenn sie sich nicht Instrumente zur An- 
regung und Unterstützung schafft, die auf Ge- 
meinschaftsebene und entsprechend einem globa- 
len Ansatz eingesetzt werden. 

Der Ausbau der vorhandenen Energiequellen 
und die Entwicklung neuer Energien - soweit sie 
die Versorgungssicherheit verbessern - erfordern 
ganz beachtliche Anstrengungen. In bestimmten 
Bereichen von Interesse für die ganze Gemein- 
schaft können das Ausmaß der Operationen oder 
die damit verbundenen Risiken eine Intervention 
der Gemeinschaft notwendig machen, die, wenn 
sie sich in der Linie einer kohärenten Politik hält, 
sehr viel wirksamer wäre als ein Vorgehen unter 
Zersplitterung der Kräfte. 

2. Aus dieser Sicht könnten Maßnahmen für den 
Energiesektor insgesamt notwendig sein. Sie 
könnten z. B. zum Gegenstand haben Prospek- 


tion, Ausbeutung und Vermarktung neuer Vor- 
kommen sowohl innerhalb wie außerhalb der 
Gemeinschaft, die Beteiligung von Unternehmen 
der Gemeinschaft an „joint ventures", die Ent- 
wicklung der notwendigen Infrastrukturen 
(Transport, Bevorratung, . . .), die Forschung und 
Entwicklung hinsichtlich neuer Formen der Ener- 
gieverwendung sowie eines rationelleren Ener- 
gieeinsatzes, und zwar unter Berücksichtigung 
der Ziele des Umweltschutzes. Derartige Aktio- 
nen dürften nicht zu unnützen Überschneidungen 
mit anderen, entweder aus den Regeln des Ge- 
meinschaftsrechts oder aus der Verfolgung son- 
stiger gemeinsamer Politiken resultierenden 
Maßnahmen führen. 

3. Die Verwirklichung der vorgenannten Aufgaben 
könnte von einer Gemeinschaftsstelle unterstützt 
werden, die Rechtspersönlichkeit besitzt und 
finanzielle Autonomie genießt. Diese Stelle 
müßte im Rahmen der von den Gemeinschafts- 
institutionen festgelegten Politiken tätig und mit 
den erforderlichen Finanzmitteln ausgestattet 
werden. Sie würde unter der Aufsicht der Kom- 
mission stehen und von einem beratenden Aus- 
schuß aus Vertretern der Mitgliedstaaten sowie 
der interessierten Kreise (Industrie, Arbeit- 
nehmer, Verbraucher) unterstützt werden. 

B. Preise 

Selbst wenn das Risiko gering ist, könnte man es 
kaum hinnehmen, daß durch die Unstabilität des 
Marktes ermöglichte divergierende und zügellose 
Preisentwicklungen die Verfolgung der Ziele der 
Energiepolitik behindern, die Rentabilität der zur 
Erreichung dieser Ziele gemachten sehr erheblichen 
Investitionen belasten oder beide Konsequenzen 
gleichzeitig haben. Eine andere mögliche Folge, die 
man auf Gemeinschaftsebene nicht hinnehmen kann, 
bestünde darin, daß es zwischen den Märkten der 
verschiedenen Mitgliedstaaten wieder zu mehr oder 
weniger strengen Abgrenzungen käme. 

Man muß daher auf Gemeinschaftsebene gründliche 
und systematische Überlegungen anstellen, um ge- 
meinsame Orientierungen zum Thema Energiepreise 
ganz allgemein, zum Problem der Preisrelationen 
zwischen den verschiedenen Energieformen und 
natürlich auch zur Frage der Rolle der Energiebe- 
steuerung zu entwickeln. Dieses Problem ist von 
grundlegender Art: es handelt sich um einen der 
Angelpunkte einer gemeinschaftlichen Energiever- 
sorgungspolitik. 
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Anlage I 


Vorschlag einer Richtlinie des Rates über die Einschränkung des Erdgasverbrauchs 
in Elektrizitätswerken 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 103 Ziffer 4, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Durchführung einer gemeinsamen Energie- 
politik gehört zu den Zielen, die sich die Gemein- 
schaften gesetzt haben. 

Die Sicherheit der Energieversorgung der Gemein- 
schaft setzt die zunehmende Nutzung aller ihrer 
Energiequellen voraus. 

Erdgas ist einer dieser Energieträger der Gemein- 
schaft; die verfügbaren Mengen sind begrenzt. 

Erdgas sollte in erster Linie den Verwendungs- 
zwecken Vorbehalten bleiben, die eine möglichst 
hohe Valorisierung erlauben. 

Erdgas bietet für bestimmte spezifische Verwen- 
dungszwecke große Vorzüge. 

Der Einsatz von Erdgas für die Stromerzeugung ist 
daher auf die Fälle zu beschränken, in denen es 
nicht zu anderen Zwecken verwendet werden kann 
oder aus technischen oder wirtschaftlichen Gründen 
Erdgas verwendet werden muß. 

Bei den wirtschaftlichen und technischen Gründen, 
die dem Einsatz von Erdgas zugrunde liegen, handelt 
es sich im wesentlichen um folgende: 

— Verfügbare Erdgasmengen können mangels eines 
geeigneten Transport- und Verteilernetzes zu- 
nächst nicht anders abgesetzt werden; 

— verfügbare Erdgasmengen können durch jahres- 
zeitlich bedingte Absatzschwankungen auf dem 
„premium market" nicht mit der erforderlichen 
Gleichmäßigkeit abgesetzt werden und führen 
zum Abschluß unterbrechbarer Verträge; 

— verfügbare Transportkapazitäten können in den 
Aufbaujahren eines Erdgasverteilernetzes nicht 
voll für den „premium market" genutzt werden; 


— die mangelnde Verfügbarkeit anderer Brenn- 
stoffe macht den Einsatz von Erdgas erforderlich. 

Besondere Probleme auf dem Gebiet des Umwelt- 
schutzes können in bestimmten Fällen ebenfalls die 
Verwendung von Erdgas in Kraftwerken erforder- 
lich machen. 

Aus diesen Gründen ist der Abschluß von Ver- 
trägen über die Lieferung von Erdgas an Elektrizi- 
tätswerke von einem Genehmigungsverfahren der 
Regierungen zu unterwerfen. 

Im Hinblick auf eine optimale Verteilung der 
Energieträger und die Versorgungssicherheit ist zu 
vermeiden, daß in den Mitgliedstaaten für die Erd- 
gasverwendung unterschiedliche Bestimmungen er- 
lassen werden. 


HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Der Abschluß neuer Verträge sowie die Verlänge- 
rung der bestehenden Erdgaslieferverträge mit 
Kraftwerken sind einer vorherigen Genehmigung 
durch die Behörden des Mitgliedstaates zu unter- 
werfen, die für das betreffende Kraftwerk zuständig 
sind. 

Die Genehmigung darf lediglich für unterbrechbare 
Verträge in folgenden Fällen erteilt werden: 

— wenn die Verwendung von Erdgas in Kraftwer- 
ken aus wirtschaftlichen oder technischen Grün- 
den erforderlich ist, 

— wenn eine bessere Valorisierung nicht zu er- 
zielen ist oder 

— wenn besondere Gesichtspunkte des Umwelt- 
schutzes dies erfordern. 

Artikel 2 

Sind die in Artikel 1 Absatz 2 genannten Bedingun- 
gen für bereits bestehende Erdgaslieferverträge 
nicht erfüllt, so unterstützen die Mitgliedstaaten im 
Einvernehmen mit den Vertragsparteien die Kündi- 
gung dieser Verträge. 

Artikel 3 

Die Kommission wird über jede von einem Mitglied- 
staat auf Grund von Artikel 1 erteilte Genehmigung 
und jede gemäß Artikel 2 ergriffenen Maßnahmen 
unterrichtet; gleichzeitig werden ihr durch eine 
detaillierte Erklärung die Gründe mitgeteilt. 
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Artikel 4 

Die Mitgliedstaaten setzen die Rechts- und Verwal- 
tung svorschriften, die für die Durchführung dieser 
Richtlinie erforderlich sind, spätestens am 31. Dezem- 
ber 1974 in Kraft. 


Artikel 5 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 
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Begründung 


1 . Der Einsatz von Erdgas in Elektrizitätswerken 
in der Gemeinschaft begann mit dem Aufschluß grö- 
ßerer Erdgasvorkommen im europäischen Raum. 

2. Der Verbrauch von Erdgas in Elektrizitätswer- 
ken ist nur dann gerechtfertigt, wenn aus wirtschaft- 
lichen und technischen Gründen eine rentablere Ver- 
wertung in anderen Bereichen nicht möglich ist, es 
sei denn, daß eine schwere Versorgungskrise bei 
anderen Brennstoffen als Erdgas es erfordert. 

3. Inzwischen ist ein weit verästeltes Erdgastrans- 
port- und Verteilernetz in den Mitgliedstaaten auf- 
gebaut worden, das auch in Zukunft ständig wächst, 

4. Die technischen und wirtschaftlichen Vorzüge 
sowie die Umweltfreundlichkeit des Erdgases haben 
in den vergangenen Jahren zu einem ständigen 
Anstieg der Nachfrage nach diesem Energieträger 
geführt. Aus dem Käufermarkt ist ein Verkäufer- 
markt geworden, d. h. die Nachfrage kann angesichts 
der begrenzten Verfügbarkeiten nicht mehr voll 
gedeckt werden. 

5. Kurz- und mittelfristig kann die Einschränkung 
der Verbrennung von Erdgas in Kraftwerken den 
Nachfrageüberhang in anderen Sektoren mit den 
dadurch frei werdenden Erdgasmengen eindämmen. 

6. Für die frei werdenden Erdgasmengen ist in der 
Industrie und im Haushalt eine bessere technische 
und wirtschaftliche Valorisierung „premium market" 
möglich *). 


7. Das Erdgas kann in vielen Fällen, insbesondere 
bei polyvalenten Kraftwerken, durch andere Brenn- 
stoffe ersetzt werden, ohne daß diese Substitution zu 
große Änderungen erfordert. 

8. Aus diesen Gründen sollen neue Erdgasliefer- 
verträge mit Kraftwerken einem Genehmigungsver- 
fahren der Mitgliedstaaten unterworfen werden, in 
dem - entsprechend der bestmöglichen Valorisie- 
rung dieses Energieträgers - Einfluß auf den Ab- 
schluß dieser Verträge genommen werden kann. 

9. Für die bereits bestehenden Erdgaslieferverträge 
mit Kraftwerken sollen die Mitgliedstaaten darauf 
hinwirken, daß die Kraftwerke, soweit möglich, an- 
stelle dieses Erdgases andere Energieträger ver- 
wenden, um es einer besseren Valorisierung in an- 
deren Verbrauchsbereichen zuzuführen. Dies soll 
nicht ausschließen, daß diese Elektrizitätswerke min- 
destens bivalent bleiben, um, im Falle einer schwe- 
ren Versorgungskrise bei anderen Brennstoffen als 
Erdgas, dessen Gebrauch zu ermöglichen. 

10. Die Information der Kommission durch die Mit- 
gliedstaaten über die Durchführung dieser Richtlinie 
ist erforderlich, damit die Kommission gegebenen- 
falls auf ein gleichartiges Genehmigungsverfahren 
in allen Mitgliedstaaten hinwirken kann. 

*) Der „premium market" ist der Markt, der eine bessere 
Valorisierung des Erdgases für gewisse Verbraucher 
sicherstellt, sei es, daß es durch andere Brennstoffe 
nahezu unersetzbar ist (z. B. für die Glasindustrie), sei 
es, daß es einen zusätzlichen Komfort gegenüber 
anderen Brennstoffen bietet (beim Haushaltsgebrauch). 
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Anlage II 


Vorschlag einer Richtlinie des Rates betreffend die Begrenzung des Einsatzes 
von Erdölerzeugnissen in Kraftwerken 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 103, °/o 4, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Durchführung einer gemeinschaftlichen Ener- 
giepolitik gehört zu den Zielen, die sich die Gemein- 
schaften gesetzt haben; es ist Aufgabe der Kommis- 
sion, die hierfür erforderlichen Maßnahmen vorzu- 
schlagen. 

Die Sicherheit der Energieversorgung stellt ein 
vorrangiges Ziel der gemeinschaftlichen Energie- 
politik dar. 

Die Elektrizität ist für die moderne Gesellschaft 
eine lebenswichtige Energieform und trägt in stei- 
gendem Maße zur Deckung des Gesamtbedarfs der 
Gemeinschaft an Energie bei. 

Die Sicherheit der Elektrizitätsversorgung in den 
Mitgliedstaaten der Gemeinschaft kann durch eine 
Begrenzung des Einsatzes von Erdölerzeugnissen in 
den Kraftwerken verbessert werden. 

Elektrizität kann unter wirtschaftlichen Bedingun- 
gen aus verschiedenen Primärenergiequellen erzeugt 
werden. 

Die herkömmlichen Wärmekraftwerke können mit 
polyvalenten Verbrennungsanlagen ausgestattet 
werden, in denen zwei oder mehrere Brennstoffarten 
einschließlich Steinkohle eingesetzt werden 
können. — 


HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

1. Der Bau neuer sowie der Umbau vorhandener 
Kraftwerke mit dem Ziel des Einsatzes von Erdöl- 
erzeugnissen ist einer vorherigen Genehmigung 
durch die Behörden der Mitgliedstaaten zu unter- 
werfen, auf deren Gebiet diese Kraftwerke sich 
befinden. 


2. Die Genehmigung kann nur in den folgenden 

Fällen erteilt werden: 

— Wenn das Kraftwerk eine geringe Leistung 
hat und ausschließlich für die Erzeugung von 
Spitzenenergie bestimmt ist; 

— wenn die Erdölerzeugnisse lediglich der Zün- 
dung und der Aufrechterhaltung der Verbren- 
nung anderer Produkte dienen und ihr Ener- 
giebeitrag insgesamt gering bleibt; 

— wenn der Brennstoff ein Rückstandsprodukt 
ist, das in anderen Verwendungsbereichen 
keine bessere Valorisierung finden kann; 

— wenn der Einsatz anderer Brennstoffe aus 
wirtschaftlichen und technischen Gründen 
nicht in Betracht gezogen werden kann. 


3. Vor der Erteilung der Genehmigung in den vor- 
erwähnten Fällen prüfen die Behörden der Mit- 
gliedstaaten, ob es nicht aus Gründen der Sicher- 
heit der Brennstoffversorgung angezeigt ist, das 
Kraftwerk mit bivalenten Anlagen auszurüsten, 
in denen Steinkohle als Substitutionsbrennstoff 
eingesetzt werden kann. Die Behörden der Mit- 
gliedstaaten können die Erteilung der Genehmi- 
gung gegebenenfalls von der Verwirklichung 
derartiger Anlagen abhängig machen. 


Artikel 2 

Jede in Durchführung von Artikel 1 durch einen Mit- 
gliedstaat erteilte Genehmigung wird der Kommis- 
sion unter Beifügung einer detaillierten Darlegung 
der sie rechtfertigenden Beweggründe mitgeteilt. 


Artikel 3 

Die Mitgliedstaaten setzen bis spätestens zum 
31. Dezember 1974 die Gesetzes-, Verordnungs- und 
Verwaltungsbestimmungen in Kraft, die für eine 
Befolgung dieser Richtlinie erforderlich sind, und 
unterrichten die Kommission hierüber. 


Artikel 4 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 
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Begründung 


Der Anteil elektrischer Energie, der in den Mitglied- 
staaten der Gemeinschaft aus Erdölerzeugnissen er- 
zeugt wird, ist von 10 v. H. im Jahre 1962 auf 32 
v. H. im Jahre 1972 angestiegen. Im gleichen Jahr 
basierte in mehreren Mitgliedstaaten die Elektrizi- 
tätserzeugung zu mehr als der Hälfte auf flüssigen 
Brennstoffen. Die Elektrizitätsversorgung der mei- 
sten Mitgliedstaaten ist somit in steigendem Maße 
von der Verfügbarkeit von Erdölerzeugnissen 
abhängig. 

Da die Erhöhung der Versorgungssicherheit ein vor- 
rangiges energiepolitisches Ziel der Gemeinschaft 
darstellt, müssen angemessene Maßnahmen getrof- 
fen werden, um diese Entwicklung aufzuhalten oder 
umzukehren. 

Die Kernenergie bietet künftig gute Voraussetzun- 
gen hinsichtlich der Wirtschaftlichkeit und der Ver- 
sorgungssicherheit für die Elektrizitätserzeugung zur 
Deckung der Grund- und Mittellast. In den für ge- 
ringere Nutzung bestimmten Kraftwerken kann die 
Steinkohle einen wichtigen Beitrag leisten. Mit Hilfe 
der Kernenergie und der Steinkohle wird es somit 
möglich sein, in neu zu errichtenden Kraftwerken 
den Einsatz von Erdölerzeugnissen zu vermeiden. 
Dem Ziele einer verstärkten Versorgungssicherheit 
wird Rechnung getragen, wenn diese beiden Ener- 
gieträger in größtmöglichem Maße genutzt werden. 

Der beiliegende Richtlinienvorschlag sieht vor, daß 
die Errichtung neuer, für die Verfeuerung von flüssi- 
gen Brennstoffen ausgelegter Kraftwerke der vor- 
herigen Genehmigung seitens der Behörden der Mit- 
gliedstaaten bedarf. In der Regel ist eine solche Ge- 
nehmigung nur dann zu erteilen, wenn der Einsatz 
anderer Brennstoffe aus wirtschaftlichen oder tech- 
nischen Gründen nicht in Betracht gezogen werden 
kann. 


Ein Beispiel hierfür ist der Bau von Kraftwerken zur 
Deckung der Spitzenlast (z. B. Gasturbinen), die Erd- 
ölerzeugnisse verfeuern. Der Brennstoffverbrauch 
dieses Kraftwerktyps ist infolge der geringen jähr- 
lichen Ausnutzung verhältnismäßig gering. 

Bestimmte feste Brennstoffe, bei denen der Zündvor- 
gang schwierig ist und die einen niedrigen Heizwert 
haben, erfordern zum Zünden und zur Aufrechterhal- 
tung der Verbrennung den Zusatz flüssiger (oder 
gasförmiger) Brennstoffe. Soweit der Energiebeitrag 
der Erdölerzeugnisse gering bleibt, könnten für die- 
sen Kraftwerkstyp Genehmigungen erteilt werden. 

Bestimmte Raffinerierückstände, für die eine bessere 
Valorisierungsmöglichkeit in anderen Verwendungs- 
bereichen nicht gegeben ist, könnten weiterhin als 
Brennstoffe in Kraftwerken zum Einsatz gelangen. 

In den Fällen, in denen der Bau eines Kraftwerks auf 
Erdölbasis aus technischen und wirtschaftlichen 
Gründen angezeigt ist, kann die Sicherheit der Ver- 
sorgung mit Brennstoffen oft dadurch verbessert 
werden, daß man das Kraftwerk mit einer bivalenten 
Verbrennungsanlage ausstattet, in der Steinkohle 
als Substitutionsbrennstoff eingesetzt werden kann. 
Die Behörden der Mitgliedstaaten prüfen jeden Ein- 
zelfall, ob ein Kraftwerk bivalent (Mineralölerzeug- 
nisse/Kohle) ausgelegt werden kann, und können 
die Erteilung ihrer Genehmigung von einer der- 
artigen Bivalenz abhängig machen. 

Die Mitgliedstaaten hätten der Kommission die er- 
forderlichen Informationen bezüglich der Durchfüh- 
rung dieser Richtlinie zu liefern, um es ihr zu ermög- 
lichen, gegebenenfalls im Sinne einer Harmonisie- 
rung des Genehmigungsverfahrens in den Mitglied- 
staaten tätig zu werden. 
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ANLAGE m 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über eine gemeinsame Regelung 
für die Ein- und Ausfuhr von Kohlenwasserstoffen 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 113, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1025/70 
des Rates vom 25. Mai 1970 zur Festlegung einer 
gemeinsamen Regelung für die Einfuhr aus dritten 
Ländern 1 ), insbesondere auf Artikel 2 und 7, 
Absatz 2, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 109/70 des 
Rates vom 19. Dezember 1969 zur Festlegung einer 
gemeinsamen Regelung für die Einfuhr aus Staats- 
handelsländern 2 ), insbesondere auf Artikel 2, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2603/69 
des Rates vom 20. Dezember 1969 zur Festlegung 
einer gemeinsamen Ausfuhrregelung 3 ), insbeson- 
dere auf Artikel 10, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Ausarbeitung einer gemeinsamen Energie- 
politik gehört zu den Zielen, die sich die Gemein- 
schaft gesetzt hat. 

Die Verwirklichung der gemeinsamen Handels- 
politik und der gemeinsamen Energiepolitik macht 
die Vereinheitlichung der Ein- und Ausfuhrregelun- 
gen für die Kohlenwasserstoffe erforderlich. 

Es erscheint notwendig, daß der durch die Ent- 
scheidung des Rates vom 30. Januar 1974 einge- 
setzte Energieausschuß für die Kohlenwasserstoffe 
die Aufgaben der in den obengenannten Verord- 
nungen vorgesehenen Konsultationsausschüsse 
wahrnimmt. 

Es erscheint notwendig, die Ein- und Ausfuhr von 
Kohlenwasserstoffen aufgrund ihrer Bedeutung für 
die Energieversorgung der Gemeinschaft einer ge- 
meinschaftlichen Überwachung zu unterwerfen, die 
in der automatischen Erteilung eines Ein- oder Aus- 
fuhrdokuments besteht. 

Die Anwendung der Verordnung Nr. 1055/72 des 
Rates gewährleistet im Normalfall die Zusammen- 
fassung der Auskünfte über die halbjährlich vorge- 
nommenen Einfuhren von Kohlenwasserstoffen und 
ebenso über die voraussichtlichen Einfuhren für das 
folgende Jahr. 


Der Anwendungsbereich der Uberwachungs- und 
Schutzmaßnahmen, die in den Verordnungen Nr. 
1025/70, 109/70 und 2603/69 vorgesehen sind, muß 
auf den Fall ausgedehnt werden, in dem die Versor- 
gungssicherheit der Gemeinschaft durch die Entwick- 
lung der Bedingungen des Warenaustausches mit 
dritten Ländern gefährdet wird. 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die gemeinsame Regelung für die Ein- und Ausfuhr 
findet nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen 
auf die Kohlenwasserstoffe Anwendung. 

Artikel 2 

1. Die im Anhang zu dieser Verordnung aufgeführ- 
ten Erzeugnisse werden in die in Anhang I der 
Verordnung (EWG) Nr. 1025/70 und in die im 
Anhang der Verordnung (EWG) Nr. 109/70 ent- 
haltenen Listen aufgenommen. 

2. Die Erzeugnisse der Tarifnummer 27.09 und 27.10 
des Gemeinsamen Zolltarifs werden aus dem 
Anhang zur Verordnung (EWG) Nr. 2603/69 
gestrichen. 


Artikel 3 

Der durch die Entscheidung des Rates vom 30. 1. 1974 
eingesetzte Energieausschuß nimmt die Aufgaben 
der in den in Artikel 2 genannten Verordnungen 
vorgesehenen Ausschüsse wahr, soweit es sich um 
die im Anhang zu dieser Verordnung auf geführten 
Erzeugnisse handelt. 


Artikel 4 

1. Die Ein- und Ausfuhr der im Anhang aufgeführ- 
ten Erzeugnisse wird der gemeinschaftlichen 
Überwachung nach den in Artikel 2 genannten 
Verordnungen unterworfen. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 
124/6 vom 8. Juni 1970 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 19/1 
vom 26. Januar 1970 

3 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 
324/25 vom 27. Dezember 1969 
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2. Die Kommission kann auf die Auskünfte ver- i 
zichten, die von den Mitgliedstaaten auf der 
Grundlage des gemeinschaftlichen Überwachungs- 
systems zu übermitteln sind, soweit sie die Aus- 
künfte, die sie von den Mitgliedstaaten nach 
den Verordnungen (EWG) Nr. 1055/72 4 ), Nr. . . . 

5 ) und Nr. . . . 6 ) erhält, für ausreichend erachtet. 


Artikel 5 

Die nach den in Artikel 2 genannten Verordnungen 
vorgesehenen Schutzmaßnahmen können in Bezug 
auf die im Anhang der vorliegenden Verordnung 
aufgeführten Erzeugnisse auch dann ergriffen wer- 
den, wenn sie aus Gründen der Sicherung der Ener- 
gieversorgung der Gemeinschaft gerechtfertigt sind. 


Artikel 6 

Diese Verordnung tritt am in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

4 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 
120/3 vom 25. Mai 1972. 

5 ) Bezugnahme auf den Vorschlag einer Verordnung 
(EWG) des Rates zur Anwendung der Verordnung 
(EWG) Nr. 1055/72 des Rates vom 18. Mai 1972 über 
die Mitteilung der Einfuhr von Kohlenwasserstoffen 
an die Kommission mit Bezug auf die Erdölerzeugnisse 
der Tarifnummern 27.10 A, B, C-I und C-II des Ge- 
meinsamen Zolltarifs (siehe Teil V des Dok. KOM (74) 
40 endgültig vom 16. Januar 1974). 

6 ) Bezugnahme auf den Vorschlag einer Verordnung 
(EWG) des Rates über die Mitteilung der Ausfuhr von 
Kohlenwasserstoffen nach Drittländern an die Kom- 
mission (siehe Anhang II des Dok. KOM (73) 1320 vom 
25. Juli 1973). 
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Anhang 


27.09 Erdöl und öl aus bituminösen Mineralien, 
roh; 

27.10 Erdöl und öl aus bituminösen Mineralien, 
ausgenommen rohe öle; Zubereitung mit 
einem Gehalt an Erdöl oder öl aus bituminö- 
sen Mineralien von 70 Gewichtshundertteilen 
oder mehr, in denen diese öle den Charak- 
ter der Waren bestimmen, anderweit weder 
genannt noch inbegriffen; 

27.11 Erdgas und andere gasförmige Kohlen- 
wasserstoffe. 
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Begründung 


1. Die in der Aufzeichnung „In Richtung auf eine 
neue Strategie der Energiepolitik" dargestellte Ver- 
sorgungspolitik sieht vor, daß auf der Grundlage der 
von den Unternehmen ein Jahr vorher übermittelten 
Voraussagen ein Versorgungsplan für die Gemein- 
schaft insgesamt aufgestellt wird, der den Zielset- 
zungen der Energiepolitik entspricht. 

2. Um sicherzustellen, daß dieser Versorgungsplan 
verwirklicht wird, schlägt die Kommission vor, daß 
Erdöl und Erdölerzeugnisse der gemeinsamen Rege- 
lung für die Ein- und Ausfuhr unterworfen werden, 
die im Rahmen der gemeinsamen Handelspolitik be- 
steht 7 ). Danach wird ein Überwachungssystem ein- 
geführt, d. h. die automatische Erteilung eines Ein- 
oder Ausfuhrdokuments. 

3. Die Zusammenfassung der Auskünfte über die 
vorgenommenen Ein- und Ausfuhren wird auf Ge- 
meinschaftsebene in der Regel durch die Anwendung 
einer bereits angenommenen energiepolitischen Ver- 
ordnung, der Verordnung Nr. 1055/72, und durch die 
vorgesehene Ausdehnung dieser Verordnung auf die 
Ausfuhren sichergestellt, wonach die Unternehmen 
verpflichtet sind, jeweils für einen Zeitraum von 
sechs Monaten die tatsächliche Menge der Ein- und 
Ausfuhren mitzuteilen. Aufgrund dessen kann die 


Kommission, soweit sie diese Auskünfte für ausrei- 
chend erachtet, auf die in den Verordnungen der 
gemeinsamen Handelspolitik vorgesehenen Aus- 
künfte verzichten. 

4. Die im Rahmen dieser Verordnungen vorgesehe- 
nen Konsultationen werden im Energieausschuß 
durchgeführt, der sie aus der Sicht der Ziele der 
Energiepolitik zu beurteilen vermag. An diesen 
Konsultationen werden Sachverständige aus dem 
Bereich der Handelspolitik teilnehmen. 

5. Die etwaige Anwendung der in den handelspoli- 
tischen Verordnungen vorgesehenen Schutzmaßnah- 
men könnte gegebenenfalls in Aussicht genommen 
werden, falls die Versorgungssicherheit der Gemein- 
schaft durch die Entwicklung des Warenaustausches 
mit dritten Ländern bedroht wird. 

7 ) — Verordnung (EWG) Nr. 1025/70 des Rates vom 
25. Mai 1970 zur Festlegung einer gemeinsamen 
Regelung für die Einfuhr aus dritten Ländern, 

— Verordnung (EWG) Nr. 109/70 des Rates vom 

19. Dezember 1969 zur Festlegung einer gemein- 
samen Regelung für die Einfuhr aus Staatshandels- 
ländern, 

— Verordnung (EWG) Nr. 2603/69 des Rates vom 

20. Dezember 1969 zur Festlegung einer gemein- 
samen Ausfuhrregelung. 
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ANLAGE IV 

Entwurf einer Mitteilung an den Rat betreffend die rationelle Energieverwendung 


1. Darstellung des Problems 

Die ins Bewußtsein tretende Verknappung von Roh- 
stoffen, darunter einiger Energieträger, und ihr viel- 
fach an Verschwendung grenzender Verbrauch, hat 
die Kommission in den letzten beiden Jahren veran- 
laßt, das Problem einer rationelleren Energiever- 
wendung zu untersuchen (vgl. KEG „Notwendige 
Fortschritte auf dem Gebiet der gemeinschaftlichen 
Energiepolitik" vom 13. Oktober 1972). 

Unter „rationellerer Energieverwendung" versteht 
die Kommission eine Verringerung des Einsatzes 
von Energie bei Erzielung eines gleich großen Nutz- 
effektes. Es wird also keine Verminderung der sinn- 
vollen Verwendung von Nutzenergie angestrebt, 
die für die wirtschaftliche und soziale Entwicklung 
notwendig ist, vielmehr geht es um eine Valorisie- 
rung der vorhandenen Energien. 

Das Problem ist auf pragmatische Art und unter zwei 
Aspekten zu behandeln. Einerseits geht es darum, 
den spezifischen Wirkungsgrad der Energie in den 
bekannten Technologien zu vergrößern: Verbesse- 
rung der verwandten Prozesse, Änderung der Ver- 
brauchsstruktur. Andererseits ist der unnütze Ver- 
brauch von Energie einzudämmen: Verbesserung 
der Kontrolle der Verbrauchsprozesse. 

Neue Verfahren und Strukturen sind zu entwickeln, 
die die der derzeitig verwandten Technologien (Car- 
not-Prozeß, Otto- und Diesel-Motor) anhaftenden 
Verluste verringern: dies ist das Feld für Forschung 
und Entwicklung, das im geeigneten Rahmen behan- 
delt ist (CREST). 

Die derartig bestimmte rationelle Energieverwen- 
dung betrifft somit nicht die angemessene Zuteilung 
der Energieträger oder ihre Nutzung an Ort und 
Stelle, da dies den hier gesetzten ökonomisch-tech- 
nischen Rahmen der Verbesserung des energetischen 
Wirkungsgrades der verbrauchten Brennstoffe 
sprengt. 


2. Grundlagen einer Politik der rationellen Energie- 
verwendung 

Die Begrentzheit der fossilen Energie-Vorkommen 
bedingt allein schon eine rationelle Energieverwen- 
dung, unter anderem auch aufgrund unserer die 
Zukunft bindenden Verantwortung in Fragen Roh- 
stoffversorgung kommender Generationen und vor 
allem unter dem Aspekt der internationalen Solidari- 
tät sowie begründet in der Sorge der Erhaltung 
unserer Umwelt. 


Die kurzfristig wirkenden Marktmechanismen und 
die Einflüsse der wirtschaftlichen und politischen 
Konjunktur, sind in dieser Hinsicht völlig unzurei- 
chend, wenn nicht gar hinderlich für die Realisierung 
einer entsprechenden Politik. Während einer Periode 
billiger Energie, wie in den 60er Jahren, kann der 
Energieverbrauch zu Ungunsten einer rationellen 
Energieverwendung angeregt werden und ohne 
Rücksicht auf die Begrenztheit der Vorräte. Anderer- 
seits ist auch nicht ersichtlich, daß die Verbraucher 
alle in der Lage seien, sich während einer Periode 
teurer Energie den neuen Marktbedingungen anglei- 
chen können (z. B. fehlende oder unzureichende In- 
formation, unflexible Strukturen etc.). 

Den Verwaltungen der Mitgliedstaaten fällt daher 
die Aufgabe zu, Maßnahmen, die eine rationellere 
Energieverwendung ermöglichen, auszuarbeiten und 
einzuleiten; das mag durch die Schaffung von Rah- 
menvorschriften oder das Vorschreiben technischer 
Normen erfolgen. Wenn jeder der Mitgliedstaaten 
(oder in manchen Fällen gar Regionen, die Zustän- 
digkeit in diesem Bereich besitzen) nicht aufeinander 
abgestimmte Maßnahmen ergreift, würde dies un- 
vermeidlich zu Abkapselungen der Märkte oder 
Verzerrungen unterschiedlichster Natur zwischen 
den Mitgliedstaaten der Gemeinschaft führen, mögen 
die Maßnahmen im einzelnen noch so gerechtfertigt 
sein. Die auftretenden Verzerrungen verstoßen ge- 
gen die Prinzipien des Gemeinsamen Marktes und 
würden seinem guten Funktionieren abträglich sein. 
Des weiteren würden derartige Disparitäten die 
Realisierung gemeinschaftlicher Aktionen in den 
Bereichen Verkehr, Forschung, Umweltschutz oder 
Regionalpolitik hindern. 

Aus diesem Grunde ist es erforderlich, daß die Mit- 
gliedstaaten ihre Bemühungen vereinen, um eine 
Harmonisierung auf Gemeinschaftsebene herbeizu- 
führen, in allen Fällen, in denen die vorgesehenen 
Maßnahmen den Warenverkehr oder den Wett- 
bewerb auf dem Gemeinsamen Markt betreffen. 
Allein auf diese Art und Weise werden Bemühun- 
gen, die Energieträger, über die die Gemeinschaft 
verfügt, bestmöglichst zu nutzen, wirklich erfolgreich 
sein. 


3. Ziel einer Politik rationeller Energieverwendung 

Das langfristig durch eine Politik rationeller Ener- 
gieverwendung anzustrebende Ziel ist die Reduzie- 
rung des Anwachsens des Energiebedarfs und damit 
der Energie-Einfuhren, was eine Verbesserung der 
Versorgungssicherheit der Gemeinschaft zur Folge 
hat. 
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In Zahlen ausgedrückt und auf eine bestimmte 
Periode bezogen, bedeutet dieses Ziel eine Reduzie- 
rung des Bedarfs im Jahre 1985 um wenigstens 10 
v. H. r bei sonst gleichbleibenden Umständen. Unter 
der Annahme, daß sich der Energieverbrauch der 
Gemeinschaft sonst auf 2,5 Mrd. t SKE belaufen 
würde, hätte eine Politik der rationellen Energie- 
verwendung Einsparungen in Hohe von 250 Mio t 
SKE zur Folge, bei gleichbleibender Verfügung über 
Nutzenergie. 

Diese Einsparungen ließen sich als Ergebnis der kon- 
vergierenden Wirkungen von Aktionen rationeller 
Energieverwendung, auf gemeinschaftlicher und 
nationaler Ebene, und der Preismechanismen erzie- 
len. Sie liegen in ihrer Bedeutung im Jahre 1985 in 
etwa in der Höhe der des Beitrages der Kernenergie 
oder der Kohle. In Anbetracht der Tatsache, daß ein 
derartiges Ergebnis praktisch allein im Bereich des 
Energie-Endverbrauchs realisiert wird - der Wir- 
kungsgrad der Energieumwandlung läßt sich, wie in 
Kapitel 1 begründet, in einer so kurzen Periode 
kaum verbessern - bedeutet dieses Ziel eine Ein- 
sparung von 18 v. H. bis 19 v. H. des Endverbrauchs 
der Gemeinschaft. 

Das Jahr 1985 ist desweiteren nur eine Etappe. Der 
einmal in Betrieb gesetzte Prozeß rationeller Ener- 
gieverwendung entwickelt seine Ergebnisse in stei- 
gendem Maße und sollte sich in den letzten 15 
Jahren dieses Jahrhunderts verdoppeln. 

4. Die Mittel einer gemeinschaftlichen Politik 

Es sind zwei Typen von Aktionen zu unterscheiden 

— die Information, in Hinblick auf ein Interessieren 
der großen Masse der Energieverbraucher und 
der Erzeuger und Verteiler von Energie, sowie 
zwecks Vorbereitung und Begleitung von Maß- 
nahmen der öffentlichen Hand; der Austausch 
von Information zwischen den interessierten 
Kreisen, insbesondere zwischen den zuständigen 
Dienststellen der Verwaltungen der Mitglied- 
staaten; 

— die direkten Aktionen der Öffentlichen Hand in 
Form von Hilfen oder verbindlichen Vorschriften 
(Förderung der Anwendung freiwilliger Maßnah- 
men insbesondere bei bestehenden Gebäuden; 
Sonderdarlehen; steuerliche Vergünstigungen; 
Schaffung verbindlicher Normen etc.). 

Des weiteren kommt der Forschung und Entwicklung 
als Aktionsmittel eine besondere Bedeutung zu. Da 
dieselbe jedoch besonders eingehend im angemesse- 
nen Rahmen (CREST) behandelt wird, wird in die- 
sem Papier im weiteren nicht darauf eingegangen. 

Der Wahl der verschiedenen Maßnahmen sollten 
folgende Kriterien zugrunde liegen: 


— die Bedeutung der realisierbaren Einsparung 
(Verminderung der Verluste) unter Berücksich- 
tigung ihrer Kosten (erforderliche Investitionen) 

— die Schnelligkeit für die Einführung der Maß- 
nahmen 

— der das Ergebnis betreffende Wahrscheinlich- 
keitsgrad 

— die Art der anzuwendenden Methode (Flexibili- 
tät, Möglichkeit der Kontrolle etc.). 

Die Bereiche, in denen ein Gemeinschaftsprogramm 
in erster Linie durchzuführen ist, sind folgende: 

— Sektor Haushalt und Kleinverbrauch: Energie- 
technisch bessere Ausstattung existierender Ge- 
bäude und Bau neuer Einheiten unter Berücksich- 
tigung einer Minimalisierung der Wärmever- 
luste, insbesondere durch bessere Wärmedäm- 
mung; besserer Wirkungsgrad der Apparate 
(Brenner inbegriffen); Wärme rückgewinnung; 

— Sektor Industrie: Kontrolle der Verbrennung; 
Wärmerückgewinnung ; Materialrückgewinnung ; 
kontinuierliche Produktionsverfahren; Langlebig- 
keit oder Produkte; Energieinhalt der Produkte; 

— Sektor Verkehr: Bestehende Verkehrsmittel 
(Hubraum, energietechnisch bessere Leistung, 
Vergaserkontrolle etc.); Verkehrsstruktur (u. a. 
elektrischer Antrieb, Städteplanung); 

— Sektor Energiewirtschaft: Rückgewinnung der 
Abwärme; kombinierte Kraft/Wärme-Erzeugung. 

5. Realisierung der gemeinschaftlichen Politik 

Eine erste Etappe in der Verwirklichung einer Politik 
der rationellen Energieverwendung umfaßt 

— die Festlegung der Prioritäten in den einzelnen 
Bereichen im Hinblick auf die Erstellung eines 
Aktionsprogramms ; 

— die Präzisierung der Aktionsformen und Aktions- 
mittel unter Angabe der für die Ausarbeitung 
und Durchführung erforderlichen Fristen; 

— die Angabe der Art von Ergebnissen, die man 
infolge der vorgesehenen Aktionen erwartet, und 
zwar in Form von auf Schätzungen beruhenden 
Wirtschaftsbilanzen. 

Der Energieausschuß hat auf Initiative der Kommis- 
sion eine Gruppe von Sachverständigen der Mit- 
gliedstaaten gebildet, deren Aufgabe es ist, die Kom- 
mission in dieser ersten Etappe zu unterstützen. Auf- 
grund der Arbeiten dieser Sachverständigengruppe, 
die bis Ende Juli abgeschlossen sein sollten, wird die 
Kommission später Vorschläge ausarbeiten und dem 
Rat übermitteln. 
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